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1. EINLEITUNG, ZIELSETZUNG, VORGEHENSWEISE 
1.1. EINLEITUNG 
Mittels Unternehmensbewertung wird es Investoren ermöglicht, einen quali-
fizierten Überblick über die Investitionsobjekte zu erhalten. Der Wert eines 
Unternehmens darf nicht als Synonym für den dafür bezahlten Preis gelten. 
„Nowadays people know the price of everything, but the value of nothing.”1 
Der Preis allein darf nicht als maßgebende Größe bei der Bewertung von Un-
ternehmen gelten. Preis und Wert sind nur in Ausnahmefällen identisch, da 
diese auf divergierenden Grundannahmen basieren. Marktpreise werden tra-
ditionell als objektive Größe angesehen, unter „Wert“ wird dagegen die sub-
jektive Sichtweise verstanden.2
Diese Bachelorarbeit stellt das Ertragswertverfahren als Methode für die Be-
wertung von Unternehmen in den Fokus. Das Ertragswertverfahren neuerer 
Prägung ist ein kapitalmarktbasiertes Modell und hat den Anspruch, zukünf-
tige Ertragsflüsse als Basis für die Bewertung anzusetzen. Um die zukünfti-
gen Ertragflüsse, in Form des Ergebnisses vor Steuern, zu berechnen, wer-
den die jeweiligen Rechnungslegungsvorschriften des UGB und der IAS/IFRS 
angewandt. Da sich nationale Rechnungslegungssysteme mitunter stark un-
terscheiden, wurde dieses Sammelwerk (IAS/IFRS) an internationalen Rech-
nungslegungsvorschriften installiert. Die Unterschiede basierten auf geogra-
fisch-wirtschaftlichen Gegensätzen, sowie der unterschiedlichen Vorausset-
zungen für die Kapitalbeschaffung an Börsen und bei Banken.
 Dabei ist bei irrationaler Betrachtung nicht 
ausgeschlossen, dass der Preis von Gütern/Dienstleistungen dessen „Wert“ 
übersteigt.  
3
                                       
1 (Wilde, 1994, S. 57). 
 Anhand die-
ser Standards wurde erst eine vergleichende Betrachtung von Unternehmen 
aus verschiedenen Ländern ermöglicht. Bis dahin war dies nicht gewährleis-
tet, da sich auch die auf den Rechnungslegungsvorschriften basierenden be-
triebswirtschaftlichen Grundannahmen in den einzelnen Ländern stark unter-
schieden.  
2 Vgl. (Pfnür, 2004, S. 17). 
3 Vgl. (Heymann & Horn, 1999, S. 12). 
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Daraus resultierte eine nur bedingt valide Unternehmensbewertung, denn 
herrschten Unterschiede beispielsweise bei den Bilanzierungswahlrechten, so 
verfälschte sich das Ergebnis der Bewertung. 
1.2. ZIELSETZUNG 
Diese Arbeit verfolgt das Ziel, dem Leser die teils gravierenden Unterschiede 
in der nationalen und der internationalen Rechnungslegung aufzuzeigen. 
Dabei wird auf folgende Teilbereiche intensiv eingegangen: 
- Erstbewertung von Sachanlagen, 
- Bilanzierung von langfristigen Fertigungsaufträgen, 
- Firmenwert, 
- Leasingverhältnisse. 
Die o. g. Positionen sind entweder direkt oder indirekt ertragswirksam und 
verändern dadurch die Kennzahl Ergebnis vor Steuern. Die als Ergebnis der 
gewöhnlichen Geschäftstätigkeit, EGT, bekannte Kennzahl, wird in weiterer 
Folge als Basis für die Bewertung der zukünftigen Ertragszuflüsse gemäß 
Ertragswertverfahren herangezogen. Je nach Anwendung der Vorschriften 
des Unternehmensgesetzbuches oder des International Accounting Stan-
dards Board (IASB) ergeben sich veritable Unterschiede in der Höhe des Un-
ternehmenswertes. Durch die kapitalmarkttheoretische Fundierung des Dis-
kontierungszinssatzes eignet sich das Ertragswertverfahren besonders, um 
Unternehmenswerte zu berechnen. Im Zuge dieser Arbeit wird für die Be-
rechnung des Zinses das Capital Asset Pricing Model vorgestellt. Der Verfas-
ser will dem Leser mit dieser Bachelorarbeit die gravierenden Unterschiede 
aufzeigen, die zwischen den beiden Rechnungslegungsvorschriften nach UGB 
und nach IAS/IFRS bestehen 
1.3. VORGEHENSWEISE 
Um die Bewertungsunterschiede bei der Berechnung der Losgröße Gewinn 
vor Steuern zu verstehen, werden zu Beginn dieser Bachelorarbeit die theo-
retischen Grundlagen behandelt (Kapitel 2). In diesem Kapitel werden das 
Ertragswertverfahren und, damit verbunden, das Capital Asset Pricing Model 
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vorgestellt. Der theoretische Abschnitt schließt mit der Darstellung der Ge-
winn- und Verlustrechnung nach dem Umsatzkostenverfahren und mit einer 
kurzen Beschreibung des Unternehmensgesetzbuches und der Vorschriften 
des International Accounting Standards Board. Im dritten Kapitel wird nun 
intensiv auf die unterschiedliche Bewertung von Sachanlagen, Leasingge-
schäften, Teilumsätzen und Firmenwerten eingegangen. Im letzten Kapitel 
werden die Erkenntnisse zusammengefasst. Zum Abschluss dieser Bachelo-
rarbeit wird noch ein Ausblick darauf geboten, welche weiteren Unterschiede 
bei der Bilanzierung nach dem Unternehmensgesetzbuch und den IAS/IFRS 
Gegenstand einer weiterführenden Untersuchung sein könnten. 
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2. SYSTEMATISIERUNG DER THEORETISCHEN 
GRUNDLAGEN 
2.1. DAS ERTRAGSWERTVERFAHREN 
Der Einsatz des Ertragswertverfahrens zur Kalkulation des Unternehmens-
wertes stellt zukünftige Vorteilsströme in den Fokus der Bewertung. Diese 
werden auf den Bewertungsstichtag abgezinst. „Der Unternehmenswert lei-
tet sich aus heutiger Sicht aus dem Leistungspotential ab, das ein Unter-
nehmen darstellt. […] Der Ertragswert lässt sich durch die Kapitalisierung 
künftiger Gewinne bzw. Ausschüttungen ermitteln.“4 „Die Ertragswertme-
thode ermittelt den Unternehmenswert anhand der zukünftig dem Investor 
aus dem Unternehmen zufließenden Netto-Entnahmen. […] Durch diese 
Form der Nettokapitalisierung wird der Wert des Eigenkapitals (Unterneh-
menswert, Equity-Value) ermittelt.“5
 
  
Abbildung 1: Das Ertragswertverfahren6
                                       
4 (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 168). 
 
5 (Bachl, 2009, S. 16). 
6 Eigene Darstellung in Anlehnung an (Schacht & Fackler, 2009, S. 172) 
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Die erwarteten Vorteilsströme werden auf Basis von vergangenheitsbezoge-
nen Daten erhoben. Weiter beeinflusst der für die Kapitalisierung verwende-
te Zinssatz maßgeblich den errechneten UW. Das in Kapitel 2.3. vorgestellte 
Modell zur Berechnung des Diskontierungszinssatzes CAPM ermöglicht es 
dem Investor, den Marktwert des Eigenkapitals zu bestimmen. „Verwendet 
man zur Ableitung des Kapitalisierungszinssatzes (Eigenkapitalrendite) die 
aus den DCF-Verfahren bekannten kapitalmarktorientierten Ansätze (CAPM-
Modell), so unterscheidet sich das Ertragswertverfahren moderner Prägung 
nicht vom sogenannten Equity-Ansatz des DCF-Modells.“7
Um eine valide Bewertung mittels Ertragswertverfahren durchzuführen, wird 
der Bewertungsprozess der zukünftigen Zahlungsströme in zwei Phasen un-
terteilt. In Phase 1 werden auf Basis des Businessplans jene Zahlungsströme 
abgeleitet, welche das Unternehmen in Zukunft (Periode 1, Periode 2, …) 
aufwands- bzw. ertragswirksam betreffen werden. Im Gegensatz dazu wird 
in Phase 2, unter der Annahme des Fortführungsprinzips, eine ewige Rente 
unterstellt. Diese repräsentiert einen kontinuierlichen Zahlungsstrom.
  
8
2.2. DAS CAPITAL ASSET PRICING MODEL FÜR DIE KALKULATION 
DES DISKONTIERUNGSZINSES 
 Der 
Ertragswert addiert sich demnach aus der Summe von „ewiger Rente“ und 
„detaillierten Zahlungsströmen“. Durch Abzinsung unter Zugrundelegung des 
mittels CAPM berechneten Diskontierungszinssatzes ergibt sich der eigentli-
che Ertragswert. 
Das Capital Asset Pricing Model wird in der Regel, neben dem Weighted Ave-
rage Cost of Capital Modell, für die Berechnung des Kapitalisierungszinssat-
zes bei den Discounted Cash Flow Modellen verwendet.9 Ehe jedoch die Be-
rechnung des Zinssatzes erläutert wird, soll noch auf die getroffenen Basis-
annahmen des CAPM eingegangen werden. Diese sind:10
 
 
                                       
7 (Bachl, 2009, S. 15). 
8 Vgl. (Schacht & Fackler, 2009, S. 172). 
9 Vgl. (Ernst, Schneider, & Thielen, 2008, S. 57). 
10 Vgl. (Ernst, Schneider, & Thielen, 2008, S. 71). 
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- Die Existenz eines vollkommenen Kapitalmarktes. 
- Einzelne Investoren haben keinen Einfluss auf Marktpreise. 
- Alle Anlageformen sind marktfähig und teilbar. 
- Investoren haben kongruente Erwartungen hinsichtlich der zu er-
wartenden Rendite. 
- Es existieren risikofreie Anlagen und die Möglichkeit der unbegrenz-
ten Geldaufnahme.  
Die angeführten Basisannahmen werden in der Realität nicht vorliegen. Al-
lein die Annahme des vollständigen Kapitalmarktes wirft schon einige Fragen 
bezüglich der Richtigkeit der errechneten Ergebnisse auf. Weiter darf die 
Annahme, dass risikofreie Anlagen existieren (wie z. B. ehemals griechische 
Staatsanleihen eingestuft wurden), nach den Ereignissen im Mai 2010 auch 
bezweifelt werden. In der Praxis hat sich dieses Modell jedoch durchgesetzt, 
da es als erstes Modell eine nachvollziehbare Herleitung eines Diskontie-
rungszinssatzes liefert. Dies war bis dahin nicht gewährleistet.11 Beim CAPM 
werden die Kosten (in Form eines Zinssatzes) für das Eigenkapital berech-
net. 
Mathematische Formel des CAPM:12
Legende: 
 
𝑟𝐸𝐾 = 𝑟𝑓 +  𝑀𝑅𝑃 × 𝛽 
- 𝑟𝐸𝐾   Eigenkapitalkosten gemäß CAPM 
- 𝑟𝑓  risikofreie Rendite 
- 𝑀𝑅𝑃  Marktrisikoprämie 
- β  unternehmensspezifischer Beta-Faktor 
 
                                       
11 Vgl. (Bachl, 2009, S. 34). 
12 Vgl. (Ernst, Schneider, & Thielen, 2008, S. 58). 
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2.2.1. Risikofreie Rendite 
Wie bereits in Kapitel 2.2. erwähnt, wird im CAPM eine risikofreie Rendite-
form als Basisannahme gewählt. Diese Anlageform existiert jedoch am Kapi-
talmarkt nicht. Als Form, die eine risikofreie Rendite gewährleistet, wird in 
der Praxis die nächstsichere Anlageform verwendet. Deshalb wird auf die 
Emittenten festverzinster Anleihen mit höchster Bonität zurückgegriffen.13
2.2.2. Marktrisikoprämie 
  
Die Marktrisikoprämie repräsentiert jenen Zinsaufschlag, den der Investor 
für das eingegangene höhere Risiko (im Vergleich zu den Staatsanleihen) 
erzielen möchte. Die MRP berechnet sich aus der Differenz zwischen der risi-
kofreien Rendite und dem Erwartungswert aus der risikobehafteten Anlage. 
Mathematische Formel der Marktrisikoprämie:14
Legende: 
 MRP = E (rm) −  𝑟𝑓   
- MRP  Marktrisikoprämie 
- E (rm) Erwartungswert der Rendite des Marktportfolios 
- 𝑟𝑓  risikofreie Rendite 
Die Höhe der Marktrisikoprämie korreliert stark mit der wirtschaftlichen und 
politischen Stabilität. Neben diesen Einflussgrößen wird die Marktrisikoprä-
mie durch die Kapitalstruktur im betreffenden Land beeinflusst.15
                                       
13 Vgl. (Bachl, 2009, S. 33). 
 Die Markt-
risikoprämien sind das Ergebnis langfristiger Beobachtungen des Kapital-
marktes. Die errechneten Risikoprämien werden dann in der einschlägigen 
Fachpresse publiziert. 
14 Vgl. (Ernst, Schneider, & Thielen, 2008, S. 58). 
15 Vgl. (Schacht & Fackler, 2009, S. 116). 
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2.2.3. Unternehmensspezifischer Beta-Faktor 
Der Beta-Faktor für die Herleitung des Kapitalisierungszinssatzes bei UBW 
stellt die Abhängigkeit der Anlagerendite von der Gesamtmarktrendite dar. 
„Im CAPM ist der Betafaktor β (Beta) das Maß für die Sensitivität der Unter-
nehmensrendite gegenüber Veränderungen der Gesamtmarktrendite und 
beschreibt, in welchem Ausmaß der Aktienkurs die Wertentwicklung eines 
Marktindexes nachvollzieht.“16 Betas werden u. a. im Internet publiziert 
(z. B. finance.yahoo.com, ftd.de) und wie folgt berechnet. 
Mathematische Formel des Beta-Faktors:17
Legende: 
 
𝛽𝑖 = 𝐶𝑜𝑣 (𝑟𝑤 , 𝑟𝑚) 𝜎²𝑚  
- 𝛽𝑖   Beta-Faktor 
- 𝐶𝑜𝑣 (𝑟𝑤 , 𝑟𝑚) Kovarianz der erwarteten Rendite des Wertpapier  
   (w) mit der erwarteten Rendite des Marktportfolios 
-  𝜎²𝑚   Varianz der Rendite des Marktportfolios 
 
 „Der Beta-Faktor wird auch als Volatilitätsmaß bezeichnet, da dieser die 
Schwankungsbreite der Kurse einer Anlage ins Verhältnis zur Schwankungs-
breite der Kurse des gesamten Aktienmarktes, also der Marktrendite, 
setzt."18
2.3. DIE GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG MITTELS UMSATZKOS-
TENVERFAHREN 
 
Die UBW gemäß Ertragswertverfahren stellt zukünftige Ertragflüsse, die dem 
Bewertungsobjekt zuordenbar sind, in den Fokus der Betrachtung. Diese ba-
sieren auf der Gewinn- und Verlustrechnung. Im Gegensatz zur Bilanz, die 
                                       
16 (Schacht & Fackler, 2009, S. 116). 
17 Vgl. (Heesen, 2010, S. 129f) 
18 (Ernst, Schneider, & Thielen, 2008, S. 60). 
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eine zeitpunktorientierte Sicht (Bilanzstichtag) verkörpert, orientiert sich die 
Gewinn- und Verlustrechnung an einem Zeitraum. Dieser ist gewöhnlich das 
Geschäftsjahr. Der Unternehmenserfolg in der Bilanz ergibt sich aus dem  
Vergleich von Bestandskonten, der Unternehmenserfolg auf Basis der GuV 
resultiert aus der Saldierung von Aufwands- und Ertragskonten.19 Am Ende 
des Jahresabschlusses kommen beide Systeme zu demselben Ergebnis. So-
wohl das UGB als auch die IAS/IFRS ermöglichen dem Anwender zwei mögli-
che Darstellungsformen der GuV. Nach §231 Abs 2 UGB wird zwar die Dar-
stellung in Staffelform (Entfall der Darstellung in Kontenform) vorgeschrie-
ben, jedoch besteht Wahlfreiheit zwischen dem Umsatz- und dem Gesamt-
kostenverfahren.20 Diese Regelung trifft man auch in den internationalen 
Standards. IAS 1.15 fordert den Anwender zu einer tatsächlichen Darstel-
lung der Ertragslage auf.21
Für die Belange dieser Bachelorarbeit wird das Umsatzkostenverfahren be-
schrieben, da es eine Vorreiterstellung innerhalb der internationalen Rech-
nungslegung einnimmt. In Österreich jedoch wird in der Regel weiterhin das 
Gesamtkostenverfahren verwendet, das Umsatzkostenverfahren hingegen 
mehrheitlich im angelsächsischen Raum.
 Es wird nicht explizit eine bestimmte Darstel-
lungsmethode der GuV gefordert. Daraus folgt, unter der Prämisse der Ver-
mittlung der tatsächlichen Ertragslage, dass sowohl Umsatz- als auch Ge-
samtkostenverfahren angewendet werden können.  
22
                                       
19 Vgl. (Schierenbeck, 2003, S. 553). 
 Das UKV setzt für die realisierten 
Umsätze auch nur den diesbezüglich angefallenen Aufwand an. Von diesem 
Saldo werden in weiterer Folge die zuordenbaren Verwaltungs– und Ver-
triebskosten und die sonstigen betrieblichen Aufwendungen abgezogen, und 
das neue Ergebnis ergibt die Kennzahl „Betriebserfolg“. „Bestandsverände-
rungen bzw. aktivierte Eigenleistung sind beim Umsatzkostenverfahren nicht 
anzusetzen. Das Umsatzkostenverfahren ist nicht produktions-, sondern um-
satzbezogen. Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind beim Umsatz-
kostenverfahren noch enger zu sehen. Es werden nur solche Aufwendungen 
20 Vgl. Unternehmensgesetzbuch in der Fassung vom 15.08.2009. 
21 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
22 Vgl. (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 413). 
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den sonstigen betrieblichen Aufwendungen zugeordnet, die nicht in den 
Funktionsbereichen erfasst werden.“23 
 Umsatzerlöse 
Schematische Gliederung der GuV gemäß Umsatzkostenverfahren 
- Umsatzkosten 
= Bruttogewinn 
+ Sonstige betriebliche Erträge 
- Vertriebskosten 
- Sonstige betriebliche Aufwendungen 
= Ergebnis der betrieblichen Tätigkeit 
- Finanzierungsaufwendungen 
+/- Erfolgsanteile von assoziierten Unternehmen und Joint Ventures, die nach der Equity-
Methode bilanziert werden 
= Gewinn vor Steuern 
- Steueraufwendungen 
+/- Ein Betrag in Zusammenhang mit aufgegebenen Geschäftsbereichen 
= Gewinn nach Steuern 
+/- Bestandteile des sonstigen Ergebnisses 
+/- Anteil am sonstigen Ergebnis der auf assoziierte Unternehmen und Joint Ventures ent-
fällt, die nach der Equity-Methode bilanziert werden 
= Gesamtergebnis 
Tabelle 1: Das Umsatzkostenverfahren gemäß IAS 1.10324
Das UKV setzt als Basiswerte für die GuV die Umsatzerlöse. Die für die ab-
gesetzte Menge angefallenen Kosten bilden die Umsatzkosten. Das UKV 
setzt nicht die produzierten Kostenwerte an, sondern errechnet das Gesamt-
 
                                       
23 (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 416). 
24 Eigene Darstellung in (Tanski, 2010, S. 68f). 
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ergebnis auf Basis der abgesetzten Menge.25 Das UKV eignet sich besonders 
in der Serienproduktion und ermöglicht - durch die Absatzorientierung - 
kurzfristige Erfolgsrechnungen für eine qualitative Entscheidungsfindung.26
Die Vorteile des UKV liegen in der direkten Übernahme der Daten der Kos-
tenträgerzeitrechnung in die GuV. Weiter entfällt beim UKV die Notwendig-
keit der Inventur der Unfertig- und Fertigerzeugnisse, da für die Gewinnbe-
trachtung ausschließlich die abgesetzte Menge relevant ist. Dies führt beim 
UKV zu einer direkten Kosten- und Zeitersparnis.  
  
Nachteile können in der Kosten- und Leistungsrechnung begründet sein. 
Nicht jedes Unternehmen hat eine Kosten- und Leistungsrechnung imple-
mentiert. Darüber hinaus muss dieses System valide Daten liefern, da sonst 
das Gesamtergebnis nach UKV verfälscht wird und dadurch nur bedingt zu 
gebrauchen ist.27
 
 
2.4. DIE VERWENDETEN RECHTSGRUNDLAGEN 
2.4.1. Das österreichische Unternehmensgesetzbuch 
Das österreichische Unternehmensgesetzbuch wurde mit 1. Jänner 2007 
rechtswirksam und reformierte das ehemalige Handelsgesetzbuch. Die Ände-
rungen gegenüber dem Handelsgesetzbuch sind vielfältig und beginnen mit 
dem Entfall des Kaufmanns als Hauptakteur in der Wirtschaft. Dieser wird 
gemäß §1 UGB durch den Unternehmer ersetzt.28
                                       
25 Vgl. (Ewert & Wagenhofer, 2008, S. 678). 
 In Abbildung 2 wird der 
Aufbau des UGB skizziert. 
26 Vgl. (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 417). 
27 Vgl. (Heesen & Gruber, 2008, S. 41). 
28 Vgl. Unternehmensgesetzbuch in der Fassung vom 15.08.2009. 
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Abbildung 2: Aufbau des österreichischen Unternehmensgesetzbuches29
Die jeweiligen Bücher des UGB gliedern sich wiederum in Abschnitte. Im 
1. Buch werden begriffliche Klärungen vorgenommen, und das Firmenbuch 
wird behandelt. Weiter werden Handlungsvollmachten und Prokura sowie die 
Unternehmensübertragung erläutert (§ 1 UGB - § 92 UGB). Im 2. Buch wer-
den Personengesellschaften, wie die Offene Gesellschaft, die Kommanditge-
sellschaft und die Stille Gesellschaft, erläutert. Dabei wird auf Errichtung und 
Auflösung eingegangen, und etwaige Haftungsfragen werden geklärt (§ 105 
UGB - § 188 UGB). Im 3. Buch werden die internen und externen Rech-
nungslegungsvorschriften thematisiert. Neben den allgemeinen Vorschriften 
findet man im 3. Buch ergänzende (striktere) Vorschriften für Kapitalgesell-
schaften (§ 189 UGB - § 283 UGB). Im 4. Buch werden unternehmensbezo-
gene Geschäfte erläutert, wie Wareneinkauf, Kommissions-, Speditions-, 
Lager- und Frachtgeschäfte (§343 UGB - §452 UGB). Das fünfte Buch be-
handelt den Seehandel (§474 UGB - §908 UGB).
 
30
Das UGB beinhaltet Regularien, die für die Erstellung des Jahresabschlusses 
unentbehrlich sind. Der Jahresabschluss dient als Informationsmittel und 
wird zur Insolvenzprophylaxe erstellt. Die Legislative will damit der Zah-
lungsunfähigkeit der Unternehmen entgegenwirken. Die interne Rechnungs-
legung dient vor allem der Selbstinformation, wohingegen die externe Rech-
  
                                       
29 Eigene Darstellung gemäß Unternehmensgesetzbuch in der Fassung vom 15.08.2009. 
30 Vgl.  Unternehmensgesetzbuch in der Fassung vom 15.08.2009. 
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nungslegung der Information der Stakeholder dient. Die Informationsfunkti-
on der externen Rechnungslegung gliedert sich in folgende Teilbereiche:31
- Dokumentationsfunktion: Darunter wird die Dokumentation und ihre 
Aufbewahrung der von der Finanzbuchhaltung erfassten Geschäfts-
fälle verstanden. 
 
- Ermittlungsfunktion: Der Jahresabschluss und die daraus gewonne-
nen Informationen bilden den Ausgangspunkt für die Bewertung ein-
zelner Unternehmensbereiche. Ebenso basiert die Kostenrechnung 
auf den in der Pagatorik gewonnenen Kenngrößen. 
- Rechenschaftsfunktion: Unter diesem Aspekt wird die gesteigerte 
Verantwortung des Managements gegenüber den Eigentümern der 
Unternehmen zusammengefasst. Daraus ergibt sich das Recht des 
Eigentümers auf valide Angaben bezüglich der Entwicklung des 
Vermögens und  der Ertragslage.  
- Ausschüttungsbemessungsfunktion: Der Jahresüberschuss fungiert 
als Basisgröße für die Bemessung der Ertragssteuern. Hierbei wirken 
verschiedene Regelungen des UGB schwächer, sodass Einkommen-
steuergesetze den gemäß UGB errechneten Jahresüberschuss erhö-
hen. Dadurch steigt in der Folge das Steueraufkommen für die Fi-
nanzprokuratur. 
- Planungsfunktion: Die aus der Finanzbuchhaltung gewonnenen In-
formationen bilden die Basis für die Planung.  
- Informationsfunktion ieS: Der Jahresabschluss hat gemäß § 195 
UGB den Anspruch, ein möglichst getreues Bild der Vermögens- und 
Ertragslage zu vermitteln. Bei Kapitalgesellschaften kommt eine 
Darstellung der Finanzlage hinzu. 
§ 195 UGB fordert weiter, dass der Jahresabschluss den Grundsätzen ord-
nungsgemäßer Buchführung (GoB) entspricht.32
                                       
31 Vgl. (Bitzyk & Steckel, 2008, S. 4ff). 
 „Die GoB stellen Regeln dar, 
die allgemein beschreiben, wie die Buchführung einerseits und andererseits 
32 Vgl. Unternehmensgesetzbuch in der Fassung vom 15.08.2009. 
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die Rechenschaft zu legen ist.“33 Die GoB erheben den Anspruch einer reali-
tätsnahen Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Die GoB 
sind großteils gesetzlich normiert, und daher darf von ihnen auch nicht ab-
gewichen werden. Das trifft auch dann zu, wenn der Bilanzierende der An-
sicht ist, dass eine tatsächliche Abbildung des Unternehmens möglich sei, 
wenn man von den GoB abweicht.34
2.4.2. International Financial Reporting Standards/International 
Accounting Standards 
 Den GoB wird große Bedeutung in der 
Rechnungslegung beigemessen. Dies gilt auch in Zusammenhang mit dieser 
Bachelorarbeit, da die Bewertung von Sachanlagen, Firmenwerten und Teil-
umsätzen gemäß den GoB erstellt werden muss. Dabei spielen GoB wie das 
Bruttoprinzip, das Realisations-/Imparitätsprinzip, das Anschaffungswert-
prinzip und der Grundsatz der Periodizität eine tragende Rolle. 
Die historische Entwicklung der internationalen Rechnungslegung begann am 
29. Juni 1973 mit der Gründung des International Accounting Standards 
Committee. Gegründet wurde das Gremium aus Berufsverbänden von neun 
Ländern. Zu Beginn wurden vorrangig die gängigen Rechnungslegungsvor-
schriften der jeweiligen Gründungsländer als Standards publiziert. Dies hatte 
zur Folge, dass eine Vielzahl von Wahlrechten in die Standards implemen-
tiert wurde.35 Dies widersprach jedoch den Zielvorstellungen der IFRS. Diese 
sind:36
- Internationale Harmonisierung: Durch die nationalen Unterschiede in 
Hinblick auf Rechnungslegungsstandards, konnten Jahresabschlüsse 
nur bedingt vergleichbar gemacht werden. Der Anspruch nach einem 
angeglichenen, international gültigen Rechnungslegungsstandard 
der bilanzierenden Unternehmen trat nun in den Vordergrund. Damit 
wurde die Vergleichbarkeit erst gewährleistet. 
 
                                       
33 Vgl. (Bechtel & Brink, 2007, S. 7). 
34 Vgl. (Eidel & Strickmann, 2007, S. 32). 
35 Vgl. (Buschhüter & Striegel, 2009, S. 29). 
36 Vgl. (Tanski, 2010, S. 1f). 
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- Informationsfunktion für Investoren: Im Gegensatz zum UGB sind 
IAS/IFRS am Aspekt des Investorenschutzes orientiert. Dem Gläubi-
gerschutz kommt bei Anwendung von IAS/IFRS eine periphere Rolle 
zu und somit verfolgt die Bilanzierung das Ziel der Vermittlung von 
kapitalmarktrelevanten Daten. 
In der Europäischen Union gilt die Anwendung von IAS/IFRS für kapital-
marktorientierte Unternehmen seit 01. Jänner 2005. Es sei hier festgehal-
ten, dass börsennotierte Unternehmen mit Sitz im europäischen Hoheitsge-
biet den Jahresabschluss gemäß IAS/IFRS aufstellen müssen. Weiter werden 
Wahlrechte für jene Unternehmen eingeräumt, auf die die eben genannten 
Kriterien nicht zutreffen.37 Dadurch errang IAS/IFRS größere Bedeutung. 
Dies wurde weiter verstärkt durch die Tatsache, dass Institutionen aus über 
100 Ländern an der Verwirklichung der Standards beteiligt sind. „Die 
IAS/IFRS werden zweifellos die Rechnungslegung in Europa, wenn nicht auf 
allen Kontinenten, wesentlich verändern und auch die nationalen Regelun-
gen prägen. Zwar stehen sie teilweise noch in Konkurrenz zu den US-GAAP, 
doch zeichnet sich eine Annäherung zwischen den beiden Rechnungsle-
gungssystemen ebenso ab, wie eine zukünftige Dominanz der IAS/IFRS in 
Europa.“38
Aufbau der IAS/IFRS 
  
Der 2001 von IASC auf International Accounting Standards Board umbe-
nannte Standardsetzer gliedert die IFRS in die 4 Teile: 
- Vorwort, 
- Rahmenkonzept, 
- Standards, 
- Interpretationen. 
Das Vorwort und das Rahmenkonzept enthalten erläuternde Ausführungen. 
Die Standards und Interpretationen sind als verpflichtende Regelungen zu 
                                       
37 Vgl. (Wagenhofer, 2005, S. 83f). 
38 (Federmann, 2004, S. 11). 
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verstehen.39 Im Vorwort werden die Bestandteile des Jahresabschlusses, der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens, die Amtssprache und die Anwendungsbereiche 
von IAS/IFRS definiert. Auf Anwendung und Interpretation der Standards 
hat das Vorwort keinen Einfluss.40 Im zweiten Teil der IAS/IFRS wird das 
Rahmenkonzept erläutert. Dieses schafft ein theoretisches Gerüst, dessen 
Inhalt aus den Anforderungen der Praxis resultierte. Im Rahmenkonzept 
werden die Anforderungen an den Jahresabschluss dargestellt. Diese sind im 
Wesentlichen: Verständlichkeit, Relevanz, Verlässlichkeit und Vergleichbar-
keit.41 Über die Ziele des Jahresabschlusses heißt es in F 12 (Framework), 
dass Informationen über die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sowie 
Veränderungen der Vermögens- und Finanzlage dargestellt werden.42
Ziele des Jahresabschlusses gemäß IAS/IFRS 
 Dies 
ähnelt dem bereits in Kapitel 2.4.1. dargelegten Ziel des Jahresabschlusses 
gemäß UGB und wird durch die verpflichtende Darstellung der Veränderun-
gen der finanziellen Lage ergänzt. Die Darstellung der Ziele wird durch Bi-
lanz, GuV und durch Kapitalflussrechnungen gewährleistet. 
Bereitstellung von Informationen über die 
Vermögens- und 
Finanzlage 
Ertragslage Veränderungen 
vorrangig durch 
Bilanz GuV Flussrechnungen 
Tabelle 2: Zielsetzung des Jahresabschlusses43
Der Jahresabschluss gemäß IAS/IFRS ist in besonderem Maße am Investo-
renschutz ausgerichtet.
 
44
                                       
39 Vgl. (Tanski, 2010, S. 19ff). 
 Der dritte Teil der IFRS beinhaltet die eigentlichen 
Rechnungslegungsstandards. Aktuell gibt es 41 IAS, wobei die neuen Stan-
40 Vgl. (Wengel, 2007, S. 4). 
41 Vgl. (Tanski, 2010, S. 40ff) 
42 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
43 Eigene Darstellung in Anlehnung an (Tanski, 2010, S. 38). 
44 Vgl. (Brösel & Kasperzak, 2004, S. 4). 
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dards unter dem Namen IAS/IFRS publiziert werden und deshalb die IAS 
ersetzen. Die IAS regeln fallbezogen betriebswirtschaftliche Problemstellun-
gen und thematisieren deren Bilanzierungsvorschriften.45 Im abschließenden 
Teil der IAS/IFRS werden Interpretationen zu den Rechnungslegungsvor-
schriften erläutert. Die dahinterliegende Intention war die einheitliche An-
wendung der Standards in Unternehmen. Die Interpretationen werden vom 
Financial Reporting Standards Commitee (IFRIC) publiziert und sind von den 
Unternehmen anzuwenden. Spezielle Regelungen der IFRIC sind über die 
allgemeinen Vorschriften der IAS zu stellen.46
  
 
                                       
45 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
46 Vgl. (Schneider & Hauer, 2008, S. 25). 
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3. UNTERSCHIEDE BEI DER UNTERNEHMENSBEWER-
TUNG GEMÄß UGB UND IAS/IFRS 
3.1. ERSTBEWERTUNG VON SACHANLAGEN IM UGB UND IN DEN 
IAS/IFRS 
Die Erstbewertung von Sachanlagen ist in erster Linie bilanzwirksam. Wie 
jedoch schon der Titel dieser Bachelorarbeit besagt, wird hier das Ertrags-
wertverfahren in Hinblick auf die nationale und internationale Rechnungsle-
gung analysiert. Wie in Kapitel 2.1. erwähnt, wählt das Ertragswertverfahren 
für die UBW eine Kenngröße aus der GuV. Deshalb erscheint die Bilanzierung 
von Sachanlagen auf den ersten Blick nicht ganz nachvollziehbar. Sachanla-
gen werden jedoch in Bezug auf deren Nutzungsdauer abgeschrieben. Diese 
Abschreibung ist aufwandswirksam und schmälert so den Gewinn vor Steu-
ern. Je nach Abschreibungsmethode und Abschreibungsbasis wird so der 
Unternehmenswert verändert. Unter diesem Aspekt wird die Heranziehung 
von Sachanlagen bei der UBW deutlich.  
 
Definition von Sachanlagen gemäß IAS/IFRS und UGB 
Unter Sachanlagen gemäß § 224 Abs. 2 UGB (Gliederung der Bilanz) werden 
folgende Positionen ausgewiesen:47
- Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten, einschließlich 
der Bauten auf fremdem Grund. 
 
- Technische Anlagen und Maschinen. 
- Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung. 
- Geleistete Anzahlungen und Anlagen in Bau. 
 
Nach UGB gibt es keine klare Definition für Vermögensgegenstände. Dem-
nach werden Vermögensgegenstände ausschließlich gemäß der GoB und der 
                                       
47 Vgl. Unternehmensgesetzbuch in der Fassung vom 15.08.2009. 
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geltenden Rechtsprechung definiert. Vermögensgegenstände sind unter die-
sen Vorzeichen folgendermaßen charakterisiert: Diese müssen dem Unter-
nehmen einen zukünftigen Nutzen generieren, und darüber hinaus wird eine 
selbstständige Bewertbarkeit gefordert.48 In F48 (a) der IAS/IFRS wird ein 
Vermögensgegenstand als Ressource verstanden, die unter der Verfü-
gungsmacht des Unternehmens steht. Wie im UGB wird ein zukünftiger, 
wirtschaftlicher Nutzen erwartet.49 In IAS 16.6 wird speziell auf das Sachan-
lagevermögen eingegangen. Dieses umfasst materielle Vermögensgegens-
tände, die für die Zwecke der Herstellung und der Lieferung von Gütern und 
Dienstleistungen, zur Vermietung an Dritte oder für Verwaltungszwecke 
gehalten werden.  Erwartungsgemäß werden Sachanlagen länger als eine 
Periode genutzt.50
 
 UGB und IAS/IFRS unterscheiden sich demnach bei der 
Definition von Sachanlagen nur unwesentlich. Sachanlagen werden in beiden 
Rechnungslegungssystemen über die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 
bewertet, bei diesen ergeben sich die ersten Unterschiede. Die Anschaf-
fungs- und Herstellungskosten repräsentieren den Basiswert für die Ab-
schreibung. 
Anschaffungs- und Herstellungskosten im UGB und in den IAS/IFRS 
Als Wertansätze für Gegenstände des Anlagevermögens sind nach § 203 
Abs. 1 UGB die Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert um die 
Abschreibung, anzusetzen.51
                                       
48 Vgl. (Bitzyk & Steckel, 2008, S. 22). 
 Die Anschaffungskosten im UGB regelt § 203 
Abs. 2. Darin werden AK als Aufwendungen charakterisiert, die geleistet 
werden müssen, um einen Vermögensgegenstand zu erwerben und in einen 
betriebsbereiten Zustand zu versetzen. Zu den AK gehören auch die Neben-
kosten sowie die nachträglichen AK. Davon abzuziehen sind Anschaffungs-
49 Vgl. International Accounting Standard/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
50 Vgl. International Accounting Standard/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
51 Vgl. Unternehmensgesetzbuch in der Fassung vom 15.08.2009. 
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preisminderungen, wie Skonti und Rabatte.52 AK beinhalten gemäß IAS 
16.16, wie auch im UGB, den Anschaffungspreis inklusive aller zurechenba-
ren Kosten sowie der nachträglichen AK abzüglich etwaiger Anschaffungs-
preisminderungen.53 Die nachträglichen AK dürfen nur angesetzt werden, 
wenn dem Unternehmen, zusätzlich zu dem bereits angesetzten, ein darüber 
hinausgehender Nutzen generiert wird. Die Grundannahme basiert auf einer 
nachhaltigen wirtschaftlichen Verbesserung der Leistungsfähigkeit eines 
Vermögensbestandteils.54
 
 
Anschaffungspreis (inklusiver nicht erstattungsfähiger Erwerbssteuer) 
+ Anschaffungsnebenkosten (Kosten, um SA in betriebsbereiten Zustand zu versetzen) 
+ Nachträgliche Anschaffungskosten (nur bei Verbesserung der wirt. Leistungsfähigkeit)  
_ Anschaffungspreisminderungen (z. B. Rabatte, Boni und Skonti) 
= zu aktivierende Anschaffungskosten (entspricht dem zu bilanzierenden Wert) 
Tabelle 3: Anschaffungskosten gemäß UGB und IAS/IFRS55
Herstellungskosten sind abzugrenzen zu dem aus der Kostenrechnung 
stammenden Terminus der Herstellkosten. „Der Begriff Herstellkosten ist in 
der Kostenrechnung eindeutig definiert als alle auf eine Kostenträgereinheit 
bezogenen Material- und Fertigungskosten. Demgegenüber stellt der Begriff 
der Herstellungskosten einen bilanziellen Wertbegriff dar, der zum Zwecke 
der Bestandsbewertung im Jahresabschluss benötigt wird.“
 
56
                                       
52 Vgl. Unternehmensgesetzbuch in der Fassung vom 15.08.2009. 
 Für die Belange 
dieser Bachelorarbeit sind ausschließlich die Herstellungskosten von Bedeu-
tung. Gemäß § 203 Abs. 3 sind Herstellungskosten Aufwendungen, die für 
die Herstellung eines Vermögensgegenstandes, für seine Erweiterung oder 
53 Vgl. (Tanski, 2010, S. 129). 
54 Vgl. (Federmann, 2004, S. 151). 
55 Eigene Darstellung in Anlehnung an das Unternehmensgesetzbuch in der Fassung vom 
15.08.2009 und an die International Accounting Standards/International Financial Repor-
ting Standards in der Fassung vom 15.09.2009. 
56 (Stelling, 2009, S. 48). 
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für eine über seinen ursprünglichen Zustand hinausgehende Verbesserung 
entstehen. Die Kriterien können wie folgt definiert werden:57
- Herstellung: Hier wird ein neuer Vermögensgegenstand generiert. 
Dieser ist durch die Änderung der ursprünglichen Funktion gekenn-
zeichnet. 
 
- Erweiterung: Der Vermögensgegenstand expandiert im Bezug auf 
die bisherige Größe.  
- Verbesserung: Nachhaltige wirtschaftliche Steigerung der Leistungs-
fähigkeit eines Vermögensgegenstandes.  
Nicht zu den Herstellungskosten gehört der Erhaltungsaufwand. Dabei steht 
im Vordergrund, den Gegenstand in einen ordnungsgemäßen Zustand zu 
versetzen. Hier gelten die drei o. a. Merkmale der Herstellungskosten nicht, 
da diese den Vermögensgegenstand nicht wesentlich verändern.58 Nicht Be-
standteil der Herstellungskosten sind nach § 203 Abs. 3 auch die Gemein-
kosten, die auf Unterbeschäftigung zurückführen sind, und Kosten für Ver-
waltung und Vertrieb.59
IAS/IFRS erweitert den Begriff der Anschaffungs- und Herstellungskosten, 
indem nach IAS 16.18 auch Kosten aus Verpflichtungen durch Beseitigung, 
Abräumen und die Wiederherstellung des Standorts, angesetzt werden.
  
60
                                       
57 Vgl. (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 128). 
 
Damit werden zum Beispiel Kosten der Wiederherstellung eines Maschinen-
standortes (eventuell kontaminierter Boden) oder Kosten der Neubepflan-
zung nach der Demontage einer Fabrikhalle, schon zu Beginn in die Anschaf-
fungs- und Herstellkosten miteinbezogen. Für die Berechnung der Herstel-
lungskosten sind nach IAS dieselben Regeln maßgeblich, die auch schon bei 
der Anschaffung von Vermögensgegenständen galten. Interne Gewinne, un-
58 Vgl. (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 129). 
59 Vgl. Unternehmensgesetzbuch in der Fassung vom 15.08.2009. 
60 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
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gewöhnlicher Ausschuss oder unverhältnismäßiger Arbeitsaufwand gelten 
hingegen nicht als Herstellungskosten.61
Für die Kalkulation der Anschaffungs- und Herstellungskosten gibt es nach 
UGB und nach IAS/IFRS Ansatzwahlrechte, Ansatzpflichten und Ansatzver-
bote. Je nach Ansatzform werden divergierende Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten ermittelt. Nach den Regelungen des UGB besteht für Material- 
und Fertigungseinzelkosten sowie für Sonderkosten der Fertigung  Aktivie-
rungspflicht, und es bestehen, wie bereits erwähnt, Verbote für den Ansatz 
von Kosten aus Verwaltung und Vertrieb. Aktivierungswahlrechte gibt es für 
Material– und Fertigungsgemeinkosten sowie für anteilige Fremdkapitalkos-
ten und Kosten für freiwillige Sozialleistungen.
   
62
 
 Werden diese Wahlrechte 
ausgeübt, so entstehen, innerhalb gültiger Rechtslage, verschieden hohe 
AK/HK. 
Materialeinzelkosten 
+ Fertigungseinzelkosten 
+ Sonderkosten der Fertigung 
= Herstellungskosten Mindestansatz (Unternehmensgesetzbuch) 
+ Angemessene Teile der Materialeinzelkosten 
+ Angemessene Teile der Fertigungseinzelkosten 
= Herstellungskosten Mindestansatz (Einkommensteuergesetzbuch) 
+ Aufwendungen für Sozialeinrichtungen, freiwillige Sozialleistungen, betriebliche Alters-
vorsorge 
+ Zinsen für Fremdkapital 
= Herstellungskosten Höchstansatz (Unternehmensgesetzbuch & Einkommens-
steuergesetzbuch) 
Tabelle 4: Herstellungskosten nach Unternehmensgesetzbuch und nach Einkom-
mensteuergesetzbuch63
                                       
61 Vgl. (Federmann, 2004, S. 150f). 
 
62 Vgl. (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 131). 
63 Gekürzte Darstellung in Anlehnung an (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & 
Wolfsgruber, 2007, S. 132). 
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Nach den IAS/IFRS herrscht bei den Material- und Fertigungseinzelkosten 
ebenfalls Aktivierungspflicht. Im Unterschied zum UGB besteht nach 
IFRS/IAS außerdem bei den Material- und Fertigungsgemeinkosten Aktivie-
rungspflicht. Weiter müssen allgemeine Verwaltungskosten angesetzt wer-
den, sofern diese herstellungsbezogen sind. Andernfalls gilt hier ein Aktivie-
rungsverbot. Dies gilt auch für Sozialkosten und Vertriebskosten. Gemäß 
IAS/IFRS besteht ein Wahlrecht für die Aktivierung der Fremdkapitalzin-
sen.64
Kostenart 
 In Tabelle 5 werden die Ansatzverbote, Wahlrechte sowie Pflichten 
zusammenfassend dargestellt. Die anhand dieser Vorschriften errechneten 
Werte, welche den Aufwand in der GuV darstellen, bilden die Basis für die 
Berechnung der Abschreibung. 
UGB IFRS/IAS 
 Pflicht Wahlrecht Verbot Pflicht Wahlrecht Verbot 
MEK X   X   
FEK X   X   
MGK  X  X   
FGK  X  X   
Sonderkosten der 
Fertigung 
X   X   
FK Zinsen  X   X  
Sozialaufwand  X    X 
Verwaltungskosten 
(allgemein) 
  X X     
herstellungs-
bezogen 
  
Vertriebskosten    X   X 
Tabelle 5: Ansatz von Herstellungskosten gemäß UGB und den IAS/IFRS65
Die gravierendsten Unterschiede bei der Bewertung der Anschaffungs- bzw. 
Herstellungskosten ergeben sich durch das fehlende Wahlrecht zur Aktivie-
rung von freiwilligen Sozialaufwendungen in den IAS/IFRS und durch die 
 
                                       
64 Vgl. (Stelling, 2009, S. 48). 
65 Eigene Darstellung in Anlehnung an (Stelling, 2009, S. 48) & (Denk, Feldbauer 
Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 131). 
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ganzheitliche Verneinung der Aktivierungsmöglichkeit von Verwaltungskos-
ten innerhalb des UGB (Ausnahme stellen die langfristigen Fertigungsaufträ-
ge dar; Vgl. Kapitel 3.3.). 
 
Abschreibung von Sachanlagen gemäß UGB und den IAS/IFRS  
Über die Funktion der Abschreibung von Vermögensgegenständen gibt es 
zwei grundlegende Auffassungen. Die statische Bilanzauffassung steht für 
den bezifferten Wertverlust von Vermögensgegenständen. Dieser Wert er-
gibt sich aus dem höheren Buchwert (in t0) und dem niedrigeren Wert am 
Bilanzstichtag (in t1). Die dynamische Bilanzauffassung stellt die Perioden-
reinheit in den Mittelpunkt. Damit soll der Wertverlust periodengerecht auf 
die geplante Nutzungsdauer verteilt werden.66 Die Abschreibung im UGB 
wird anhand von vier Begriffen festgelegt:67
- Abschreibungsbasis im UGB: Die Grundlage für die Abschreibung 
wird durch die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten gebildet. 
Nachträgliche Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten erhöhen die 
Basis; in der gleichen Weise, mindern aber auch Anschaffungs-
preisminderungen die Abschreibungsbasis. 
 
- Abschreibungsbeginn im UGB: Die Lieferung bzw. Herstellung bilden 
den Ausgangswert für den Beginn der Abschreibung. Die tatsächli-
che Nutzung ist nachrangig (gilt nicht für das EStG), wobei zwischen 
dieser und der Lieferung keine großen Abweichungen liegen dürften. 
In der einschlägigen Fachliteratur bestehen keine Einwände, den im 
EStG geforderten Abschreibungsbeginn zu wählen, um eine Mehr-
Weniger-Rechnung zu vermeiden. 
- Abschreibungsdauer im UGB: Die Bestimmung der Abschreibungs-
dauer bildet die größte Herausforderung. Das UGB fordert hier eine 
Verteilung auf die voraussichtliche wirtschaftliche Nutzungsdauer. 
Anhand der Investitionsrechnung wird die Nutzungsdauer geschätzt, 
                                       
66 Vgl. (Frick, 2007, S. 99). 
67 Vgl. (Frick, 2007, S. 100ff). 
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und darüber hinaus können Erfahrungswerte angesetzt werden. Bei 
zweifelhafter Nutzungsdauer muss auf eine niedrigere Dauer abge-
stellt werden, um das Vorsichtsprinzip nicht zu missachten. 
- Abschreibungsmethode im UGB: Das UGB sieht vier Abschreibungs-
methoden vor. Diese sind die lineare, die degressive (arithmetisch 
oder geometrisch), die progressive sowie die Leistungsabschreibung. 
Es soll jene Methode gewählt werden, die der Nutzung am ehesten 
entspricht. Eine einmal gewählte Abschreibungsmethode ist beizu-
halten. Andernfalls wird der Grundsatz der Bewertungsstetigkeit ver-
letzt. 
Die Abschreibung nach IAS/IFRS richtet sich nach den gleichen vier Begrif-
fen wie beim UGB, aber diese werden teilweise anders definiert. Die Ab-
schreibung von Vermögensgegenständen wird, wie im UGB, als Aufwand in 
der GuV verbucht. Nach IAS 16.48 ist der Abschreibungsbetrag für jede Pe-
riode im Gewinn oder Verlust zu erfassen, soweit er nicht in die Buchwerte 
anderer Vermögenswerte einzubeziehen ist.68 Im Folgenden werden die De-
terminanten der Abschreibungen in den IAS/IFRS charakterisiert:69
- Abschreibungsbasis in den IAS/IFRS: Nach IAS 16.53 wird der Ab-
schreibungsbetrag eines Vermögensgegenstandes nach Abzug sei-
nes Restwertes berechnet; dieser ist jedoch in der Praxis oft unbe-
deutend ist. Demnach werden als Abschreibungsbasis die Anschaf-
fungs- bzw. Herstellungskosten, vermindert um den Restwert, ange-
setzt.  
 
- Abschreibungsbeginn in den IAS/IFRS: Im Unterschied zum UGB 
(Beginn bereits mit Lieferung bzw. Fertigstellung) wird nach IAS 
16.55 der Abschreibungsbeginn erst mit der Inbetriebnahme festge-
legt. Die Abschreibung eines Vermögensgegenstandes beginnt, 
wenn dieser zur Verfügung steht, also erst, wenn er sich in dem 
vom Management beabsichtigten Zustand befindet. 
                                       
68 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
69 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
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- Abschreibungsdauer in den IAS/IFRS: Die Nutzungsdauer eines 
Vermögensgegenstandes ist nach IAS 16.51 mindestens zum Ende 
eines jeden Wirtschaftsjahres zu überprüfen. Die Nutzungsdauer ist 
nach IAS 16.56 abhängig von der erwarteten Nutzung des Vermö-
gensgegenstandes, vom erwarteten physischen Verschleiß, von der 
technischen Überholung und von rechtlichen Nutzungsbeschränkun-
gen. 
- Abschreibungsmethode in den IAS/IFRS: IAS 16.60 fordert, jene 
Abschreibungsmethode zu wählen, die dem erwarteten Verlauf des 
Verbrauchs des künftigen wirtschaftlichen Nutzens des Vermögens-
wertes entspricht. Damit wird die gleiche Forderung erhoben wie im 
UGB, wo gefordert wird, dass jene Abschreibungsmethode zu wäh-
len ist, die dem tatsächlichen Verlauf der Wertminderung entspricht. 
Nach IAS 16.60 kommen für die planmäßige Abschreibung eine Viel-
zahl von Methoden in Betracht, darunter auch jene Methoden, die 
das UGB vorschlägt. 
Nach IAS 16.62 ist die einmal gewählte Abschreibungsmethode auch in der 
Zukunft anzuwenden. Dies gilt jedoch nicht, wenn sich der erwartete Verlauf 
des Verbrauchs ändert. In diesem Fall ist nach IAS 16.61 die Abschrei-
bungsmethode anzupassen, um der Forderung nach einer tatsächlichen Dar-
stellung des künftigen, wirtschaftlichen Nutzenverlaufs zu entsprechen.70 Die 
nationale Rechnungslegung vereinfacht für geringwertige Wirtschaftsgüter 
das Prozedere. Gemäß nationalem UGB werden sämtliche Vermögensge-
genstände in der Bilanz aktiviert. Dies wäre aber nicht zielführend, wenn 
beispielsweise die Aufwendungen für Taschenrechner auf ihre Nutzungsdau-
er verteilt würden. Deshalb werden nach § 13 EStG alle Vermögensgegens-
tände mit einem Nettowert von kleiner als 400€ zur Gänze im betreffenden 
Geschäftsjahr abgeschrieben.71
                                       
70 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
 Eine entsprechende Grenze existiert im UGB 
nicht, jedoch wird die einkommensteuerrechtliche Praxis angewendet. In den 
IAS/IFRS sucht man vergeblich nach geringwertigen Wirtschaftsgütern. In 
IAS 16 findet man den Terminus nicht, jedoch kann durch den Grundsatz 
71 Vgl. Einkommensteuergesetzbuch in der Fassung vom 15.08.2009. 
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der Wesentlichkeit (F 29 in den IAS/IFRS) eine sofortige Abschreibung von 
geringwertigen Vermögensgegenständen unterstellt werden.72
 
 
Das direkte Verbuchen der Abschreibung 
An dieser Stelle wird nun kurz auf das Verbuchen der Abschreibung einge-
gangen. Denn schließlich ist nur dieser Teil GuV-wirksam und vermindert in 
der Folge den Ertrag. Dieser Betrag ist jedoch der Ausgangswert für die Be-
rechnung des Unternehmenswertes nach der Ertragswertmethode (vgl. Kapi-
tel 2.1.). „Von direkter Abschreibung spricht man, wenn die Gegenbuchung 
(Haben) für die Aufwandsbuchung Abschreibung (Soll) direkt auf dem Anla-
genkonto (Aktivkonto) erfolgt, das damit nach Saldierung den jeweils letzten 
Buchwert des Bestandes ausweist (man spricht von aktivischer Abset-
zung).“73 Der dazugehörige Buchungssatz lautet:74
Im Zuge des Jahresabschlusses wird das Konto „Abschreibungen“ gegenüber 
dem GuV-Konto geschlossen. Wird die direkte Methode angewendet, so kann 
am Jahresende der aktuelle Buchwert abgelesen werden. Am Ende der er-
warteten wirtschaftlichen Nutzungsdauer wird nicht auf Null, sondern auf 
den berühmten Erinnerungseuro abgeschrieben.
 65 𝐴𝑏𝑠𝑐ℎ𝑟𝑒𝑖𝑏𝑢𝑛𝑔𝑒𝑛 𝑎𝑛 01 𝐴𝑛𝑙𝑎𝑔𝑒𝑛𝑘𝑜𝑛𝑡𝑜 
75
 
 Dies gilt sowohl für die 
nationale als auch für die internationale Rechnungslegung. 
Fazit 
Sachanlagen werden in beiden Rechnungslegungssystemen intensiv behan-
delt. Hier entsteht natürlich beim nationalen Gesetzgeber und beim Interna-
tional Accounting Standards Board Handlungsbedarf, da hier die Grundprä-
                                       
72 Vgl. (Schneider & Hauer, 2008, S. 63). 
73 (Bähr, Fischer-Winkelmann, & List, 2006, S. 117). 
74 Vgl. (Bähr, Fischer-Winkelmann, & List, 2006, S. 117). 
75 Vgl. (Bähr, Fischer-Winkelmann, & List, 2006, S. 117). 
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missen des Gläubiger- bzw. Investorenschutzes spielerisch unterminiert 
werden könnten. Nach UGB und gemäß internationaler Rechnungslegung 
wurde der Begriff der Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten genau deter-
miniert. Das UGB erlaubt eine Nichtaktivierung der Material- und Ferti-
gungsgemeinkosten. IAS/IFRS erlaubt dies genauso wenig wie das österrei-
chische Steuerrecht. Dies muss daher bei Nichtaktivierung durch eine Mehr-
Weniger-Rechnung ausgeglichen werden. Weitere Unterschiede können aus 
Tabelle 5 entnommen werden. Die große Bedeutung der Anschaffungs- und 
Herstellungskosten ist deshalb gegeben, weil dieser Wert den Ausgangs-
punkt für die Berechnung der Abschreibung bildet. Das UGB lässt einen et-
waigen Restwert bei der Wahl der Abschreibungsbasis außer Acht, dadurch 
unterscheidet es sich von den IAS/IFRS. Bei der Wahl der Abschreibungsme-
thode gibt IAS 16 nur Vorschläge. Es könnten auch noch weitere Methoden 
Anwendung finden, sofern diese begründet sind. Die Methode muss dem er-
warteten wirtschaftlichen Nutzenverlauf entsprechen und periodisch über-
prüft werden. Das UGB sieht verschiedene Abschreibungsmethoden vor, wo-
bei nach österreichischem Einkommensteuerrecht nur die lineare Abschrei-
bungsmethode zugelassen ist. Dadurch ergibt sich hierzulande eine Vor-
schrift zur Anwendung der linearen Abschreibung, um einer Mehr-Weniger-
Rechung zu entgehen.76
3.2. BILANZIERUNG VON LEASINGVERTRÄGEN NACH UGB UND IN 
DEN IAS/IFRS 
 
Eine klare Definition von Leasing ist in der betriebswirtschaftlichen Fachlite-
ratur nicht auszumachen, da dieser Terminus ein breites Spektrum an Er-
scheinungsformen in sich vereint. Gemeinhin wird unter dem Leasingvertrag 
ein Rechtsgeschäft verstanden, bei dem Güter gegen Entgelt dem Vertrags-
partner überlassen werden.77
                                       
76 Vgl. http://www.arbeiterkammer.at/bilder/d66/bilanzwelten.pdf, Zugriff am 01.07.2010. 
 Das österreichische Standardwerk „Einführung 
in die allgemeine Betriebswirtschaftslehre“ charakterisiert den Begriff Lea-
sing wie folgt: „Unter Leasing ist die Vermietung von unbeweglichen und 
beweglichen Anlagegegenständen bzw. von langlebigen Konsumgütern (z. B. 
77 Vgl. (Busse, 2003, S. 777). 
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PKW) zu verstehen.“78 Im österreichischen UGB existieren keine klaren Re-
gelungen in Bezug auf Leasingverträge. Die Folge daraus ist, dass im Einzel-
fall geprüft wird, wie ein Leasingvertrag einzustufen ist. Als Hinweis für die 
bilanzielle Handhabung von Leasingverträgen hat das Bundesministerium für 
Finanzen versucht, Leasingverträge in einzelnen Einkommensteuerrichtlinien 
zu systematisieren.79
 
 Um die Unterschiede in der Bewertung von Leasingver-
trägen im Vergleich zu den IAS/IFRS darzustellen, werden auch die entspre-
chenden Einkommensteuerrichtlinien herangezogen. In Abbildung 3 wird der 
Leasingbegriff näher bestimmt.  
Abbildung 3: Einteilung von Leasingverträgen80
Für die Belange dieser Bachelorarbeit sind vor allem die Punkte „vertragliche 
Verpflichtung und „Amortisationshöhe“ von besonderer Bedeutung und wer-
den deshalb gesondert dargestellt. 
 
 
Vertragliche Verpflichtungen nach nationalem Recht (UGB) 
Das Unterscheidungsmerkmal „vertragliche Verpflichtungen“ dient der Ab-
grenzung zwischen Operating-Leasing und Finance-Leasing. Diese Unter-
scheidung hat grundlegende Auswirkungen auf eine etwaige Aktivierung in 
der Bilanz oder das Erfassen als Aufwand in der GuV. Beim Operating-
Leasing, wird aus der Sicht des Leasingnehmers, das mit dem Leasinggut 
                                       
78 (Lechner, Egger, & Schauer, 2003, S. 264). 
79 Vgl. (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 189). 
80 Gekürzte Darstellung in Anlehnung an (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & 
Wolfsgruber, 2007, S. 190). 
Abgrenzung von 
Leasingverträgen
vertragliche 
Verpflichtung Amortisationshöhe
Art des 
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verbundene Investitionsrisiko auf den Leasinggeber übertragen. Das Lea-
singgut wird in der Folge auch beim Leasinggeber in der Bilanz aktiviert und 
bei diesem abgeschrieben. Der Leasingnehmer hingegen erfasst die Leasing-
raten in der GuV.81 Beim Finanzierungsleasing stellen sich die Kriterien an-
ders dar, und daraus ergeben sich schwerwiegende Konsequenzen sowohl 
für den Leasinggeber, als auch für den Leasingnehmer. Das Finance-Leasing 
hat meist eine mehrjährige, unkündbare Laufzeit. Risiken wie Funktionsun-
tüchtigkeit oder Beschädigung trägt allein der Leasingnehmer. Kosten der 
Wartung und Reparatur trägt, anders als beim Operating-Leasing, ebenfalls 
der Leasingnehmer. Weiter wird dem Leasingnehmer auferlegt, das Leasing-
gut in Höhe des Neuwertes zu versichern.82
Leasingverträge 
 
Operating-Leasing Finance-Leasing 
• Nutzungsüberlassung • Ersatz für kreditfinanzier-
ten Kauf, Ratenkauf 
• vorübergehende Nutzung, 
kurze Vertragsdauer 
• Abschluss über eine fixe 
Grundmietzeit 
• kurzfristige Kündigungs-
möglichkeit 
• vorzeitige Kündigung nicht 
möglich 
• Leasinggeber trägt Kosten 
für Reparatur und War-
tungsarbeit 
• Vollamortisation oder Teil-
amortisation möglich 
Zurechnung zum Lea-
singgeber 
Zurechnung unter 
Umständen zum Lea-
singnehmer 
Tabelle 6: Kriterien der Leasingarten gemäß nationaler Rechnungslegung83
                                       
81 Vgl. (Müller & Wulf, 2008, S. 298). 
 
82 Vgl. (Werdenich, 2008, S. 185). 
83 Eigene Darstellung in Anlehnung an http://www.wu.ac.at/revision/downloads 
/gk1_einzelabschlussnachugb/gk1_einzelabschlnachugb_dieter, Zugriff am 04.07.2010. 
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Die in Tabelle 6 dargestellten Faktoren führen zu einer leichteren Klassifizie-
rung, ob ein Leasingvertrag als Operating- oder als Financeleasing gilt. Da-
bei muss die Unterscheidung zwischen dem zivilrechtlichen-  und dem wirt-
schaftlichen Eigentümer getroffen werden.  Denn der zivilrechtliche Eigen-
tümer ist in jedem Fall der Leasinggeber. Für die nationale Rechnungslegung 
ist jedoch der wahre wirtschaftliche Gehalt dieses Konstruktes von Bedeu-
tung, daher wird der Leasingnehmer beim Finance-Leasing zum wirtschaftli-
chen Eigentümer.84
 
 
Amortisationshöhe 
Neben der vertraglichen Gestaltung spielt die Amortisationshöhe eine wichti-
ge Rolle bei der Klassifizierung von Finance-Leasing-Verträgen. Dabei wird 
die Voll- und die Teilamortisation unterschieden. An dieser Stelle werden 
nun die Spezifika beschrieben, die ein wirtschaftliches Eigentum beim Lea-
singnehmer auslösen. Die bei Vollamortisationsverträgen anfallenden Lea-
singraten decken sämtliche Kosten, die dem Leasinggeber während der 
Grundmietzeit entstehen. Dies beinhaltet Anschaffungs-, Zins- und Verwal-
tungskosten ebenso wie zu entrichtende Steuern und den aufgeschlagenen 
Gewinnanteil. Bei Teilamortisationsverträgen hingegen erhält der Leasingge-
ber während der Grundmietzeit nicht sämtliche Kosten plus anteiligem Ge-
winn vom Leasingnehmer ersetzt. Am Ende der Grundmietzeit besteht noch 
ein Restwert, über dessen Verwertung im Leasingvertrag eine Vereinbarung 
getroffen werden muss.85 Aufgrund der Nichtbeachtung dieser Gestaltungs-
perspektiven seitens des UGB werden an dieser Stelle die Einkommensteuer-
richtlinien aus Abschnitt 2, Rz 136ff., EStR 2000 als Basisinformationsquelle 
herangezogen.86
                                       
84 Vgl. (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 191). 
 Nun werden jene Tatbestände erläutert, die ein wirtschaftli-
ches Eigentum beim Leasingnehmer auslösen. Dies Tatbestände werden in 
Abhängigkeit von Vollamortisation- bzw. Teilamortisation dargestellt. 
85 Vgl. (Heno, 2006, S. 307ff). 
86 Vgl. Einkommenssteuerrichtlinien 2000 in der Fassung von 19.12.2009. 
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Vollamortisationsleasing87
- Grundmietzeit >90% der Nutzungsdauer. 
 - Kriterien 
- Grundmietzeit <40% der Nutzungsdauer. 
- Leasinggut kann günstig erworben werden oder Leasingdauer kann 
verlängert werden (gilt für eine Grundmietzeit zwischen 40% und 
90% der Nutzungsdauer). 
- Leasinggut ist präzise auf den Leasingnehmer angepasst. 
 
Teilamortisationsleasing88
- Grundmietzeit entspricht annähernd der Nutzungsdauer. 
 - Kriterien 
- Leasingnehmer trägt das wirtschaftliche Risiko am Leasinggut. 
- Kaufoption des Leasingnehmers < als Verkehrswert. 
- Spezialleasing. 
Wird jeweils eines dieser Kriterien erfüllt, hat dies die Aktivierung beim Lea-
singnehmer zur Folge. Als Resultat stehen dem Leasingnehmer auch sämtli-
che Investitionsbegünstigungen zu.89
                                       
87 Vgl. (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 191). 
 Wird dem Leasinggeber das Leasinggut 
zugeschrieben, erfasst der Leasingnehmer die Rate als Aufwand. Dadurch 
kann der Leasinggeber auch die angefallene Vorsteuer geltend machen und 
das Leasinggut in der Bilanz aktivieren. Erfolgt die Zurechnung des Leasing-
gegenstandes zum Leasingnehmer, hat das folgende Auswirkungen: Der 
Leasingnehmer aktiviert den Gegenstand mit dem Barwert inklusiver der 
Anschaffungsnebenkosten. Auf der Passivseite der Bilanz wird eine Verbind-
lichkeit in Höhe des Barwertes (inkl. Anschaffungsnebenkosten) angesetzt. 
Dadurch kann der Leasingnehmer den Gegenstand abschreiben. Die Ab-
schreibung wird in der Folge als Aufwand in der GuV erfasst. Weiter ist der 
88 Vgl. (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 191). 
89 (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 191). 
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Leasingnehmer verpflichtet, eine Trennung von Zins- und Tilgungszahlungen 
vorzunehmen.90
 
  
Bilanzierung von Leasingverträgen gemäß IAS/IFRS  
Dem Bilanzieren von Leasingverträgen wird in den IAS/IFRS in IAS 17 Rech-
nung getragen. Dieser Standard beinhaltet die Vorgehensweise bei Opera-
ting- und Finance-Leasing und legt den Anwendungsbereich von Leasingver-
hältnissen fest. Definiert werden Leasingverträge nach IAS 17.4 als eine 
Vereinbarung, bei der der Leasinggeber dem Leasingnehmer gegen eine 
Zahlung oder eine Reihe von Zahlungen das Recht auf Nutzung eines Ver-
mögenswertes für einen vereinbarten Zeitraum überträgt. Dies gilt für sämt-
liche Leasingverträge, außer es handelt sich um Verträge über nicht regene-
rative Ressourcen, Lizenzvereinbarungen, für als Finanzinvestition gehaltene 
Immobilien (vgl. IAS 40) oder biologische Vermögenswerte (vgl. IAS 41).91 
Die IAS/IFRS unterscheiden, im gleichem Maße wie die nationale Rech-
nungslegung, zwischen Operating-Leasing und Finance-Leasing. Das Finan-
ce-Leasing ist ein Leasingverhältnis, bei dem im Wesentlichen alle mit dem 
Eigentum verbundenen Risiken und Chancen auf einen Vermögenswert über-
tragen werden. Ist dies nicht der Fall, ist nach IAS 17.4 der Leasingvertrag 
als Operating-Leasing einzustufen.92 Die Abgrenzung von Operating- zu Fi-
nance-Leasing hat eine gesteigerte Bedeutung innerhalb der IAS/IFRS. IAS 
17.10 beschreibt deutlich, dass nicht die Vertragsform für die Einstufung als 
Operating- oder Finance-Leasing maßgeblich ist.93
                                       
90 Vgl. http://www.wu.ac.at/revision/downloads/gk1_einzelabschlussnachugb/ 
gk1_einzelabschlnachugb_dieter,  Zugriff am 04.07.2010. 
 Entscheidend ist der wirt-
schaftliche Gehalt der Vereinbarung, also wer von den Vertragspartnern der 
wirtschaftliche Eigentümer des Leasinggutes ist. Der zivilrechtliche Eigentü-
91 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
92 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
93 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
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mer ist für die Belange der internationalen Rechnungslegung nur zweitran-
gig. Die Klassifizierung von Leasingverhältnissen ist in IAS 17 klar geregelt 
und gibt den Leasingverträgen im Gegensatz zum UGB ein exaktes Gerüst 
um festzustellen, ob es sich um Operating-Leasing oder Finance-Leasing 
handelt. In IAS 17.10 sowie in IAS 17.11 werden acht Kriterien festgelegt, 
die eine Zurechnung des Leasinggutes zum Leasingnehmer auslösen:94
- Mit Laufzeitende wird das Eigentum an dem Leasinggut auf den Lea-
singnehmer übertragen; 
 
- begünstigte Kaufoption, 
- die Laufzeit umfasst den überwiegenden Teil der Nutzungsdauer; 
- der Barwert der Leasingzahlungen ist größer als der beizulegende 
Zeitwert des Leasinggutes bei Beginn der Laufzeit; 
- Spezialleasing; 
- Die bei einer Vertragsauflösung anfallenden Kosten sind vom Lea-
singnehmer zu tragen 
- Gewinne und Verluste aus Schwankungen des beizulegenden Zeit-
wertes fallen dem Leasingnehmer zu; 
- dem Leasingnehmer wird eingeräumt, das Leasinggut für eine zwei-
te Mietperiode fortzuführen. Dabei ist die neue Leasingrate wesentli-
che niedriger als die marktübliche. 
Die Einteilung in Operating- bzw. Finance-Leasing wird jeweils zu Beginn des 
Leasingverhältnisses vorgenommen. Nach IAS 17.13 sind damit rückwirken-
de Änderungen ausgeschlossen, selbst wenn Änderungen in der Klassifizie-
rung des Leasingvertrages vorgenommen wurden. In derartigen Fällen wird 
der novellierte Leasingvertrag als neues Leasingverhältnis klassifiziert.95
                                       
94 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
 Die 
entscheidenden Determinanten des Finanzierungsleasing sind einerseits die 
Laufzeit und andererseits die Barwerte der Leasingzahlungen. Die einschlä-
gige Fachliteratur sieht für die Einteilung von Verträgen in Operating- bzw. 
95 Vgl. (Schneider & Hauer, 2008, S. 82). 
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Finance-Leasing folgende Vorgehensweise vor. Das Leasinggut wird einem 
Mietzeittest unterzogen. Ist dieser positiv, besteht Finance-Leasing, bei ne-
gativem Mietzeittest ist ein Barwerttest durchzuführen. Ist dieser positiv, ist 
der Vertrag als Finance-Leasing einzustufen und führt zu einer Bilanzierung 
des Leasinggutes beim Leasingnehmer. Führt der Barwerttest zu einem ne-
gativen Ergebnis, hat dies zur Folge, dass ein Operating-Leasingvertrag be-
steht und somit die Leasingzahlungen beim Leasingnehmer in der GuV er-
fasst werden (vgl. Abbildung 4).96
 
  
Abbildung 4: Klassifizierung von Leasingverträgen in den IAS/IFRS97
Der Mietzeittest vergleicht die Laufzeit des Leasingvertrages mit der wirt-
schaftlichen Nutzungsdauer. Umfasst die Leasingdauer den überwiegenden 
Teil der voraussichtlichen wirtschaftlichen Nutzungsdauer, führt dies zu ei-
nem Finance-Leasing, mit den bereits skizzierten Folgen für den Leasing-
nehmer. Leider führt die Formulierung „der überwiegende Teil“ zu einem 
Interpretationsspielraum, da die IAS/IFRS eine exaktere Darstellung vermis-
sen lassen. In der gängigen Fachliteratur stellt man deshalb auf die Regula-
rien der US-GAAP (Rechnungslegungsvorschriften in den USA) ab. Diese se-
hen einen Wert von über 75% vor, d. h. die Leasingdauer muss mindestens 
 
                                       
96 Vgl. (Tanski, 2010, S. 143). 
97 Eigene Darstellung in Anlehnung an (Tanski, 2010, S. 143) 
Leasing-
Objekt 
Operating-
Leasing 
Finance-
Leasing 
Bilanzierung beim 
Leasinggeber 
Bilanzierung beim 
Leasingnehmer 
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positiv 
negativ 
negativ 
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¾ der wirtschaftlichen Nutzungsdauer umfassen, um als Finance-Leasing 
eingestuft zu werden.98 Beim Barwerttest hingegen werden andere Kriterien 
für die Abgrenzung von Operating- und Finance-Leasing herangezogen. Der 
Barwerttest setzt gemäß IAS 17.10 (d) die Barwerte der Leasingzahlungen 
in Bezug zu dem Zeitwert des Leasinggutes. Sind diese Werte annähernd 
gleich, so wird von einem Finance-Leasing ausgegangen.99
 
 Der Barwerttest 
gliedert sich in folgenden Prozess. 
Abbildung 5: Vorgehensweise im Zuge des Barwerttests100
Dieser vierstufige Prozess soll nun näher beschrieben werden. Bei der Be-
stimmung der Leasingzahlungen werden aus der Sicht des Leasingnehmers 
die regulären Leasingzahlungen, Sonderzahlungen, Vertragsstrafen, aber 
auch garantierte Restwerte mit einbezogen. Darüber hinaus sind auch der 
Barwert einer günstigen Kaufoption in den Topf der Mindestleasingzahlungen 
mit einzubeziehen. Bei der Kalkulation des Leasingzinssatzes wird folgende 
Herangehensweise vorgeschlagen: Der Leasingnehmer setzt den internen 
Zinsfuß des Leasinggebers als Diskontierungszins an. Wenn dieser unbe-
kannt ist, wird jener Zins herangezogen, der bei einer hypothetischen 
Fremdfinanzierung angefallen wäre. Der sogenannte Leasingnehmerzinssatz 
wird in der Praxis mehrheitlich angewendet, da der interne Zins des Lea-
singgebers nur in Ausnahmefällen bekannt sein wird.  Bei der Bestimmung 
des Zeitwertes ist jener Betrag maßgebend, zu dem zwischen vertragswilli-
gen Parteien ein Leasinggut gekauft würde. Die um handelsübliche Preis-
nachlässe geminderten Anschaffungskosten können angesetzt werden. Die-
ses Regulativ ist nicht anzuwenden, wenn dem Leasingnehmer die Preisver-
günstigung bekannt ist und daraus eine verminderte Leasingrate resul-
 
                                       
98 Vgl. (Tanski, 2010, S. 143f). 
99 Vgl. (Buschhüter & Striegel, 2009, S. 270). 
100 Eigene Darstellung in Anlehnung an Lüdenbach, PiR 2005, S. 31. in: (Buschhüter & 
Striegel, 2009, S. 270). 
Bestimmung der 
Mindestleasing-
zahlungen
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Zinssatzes für die 
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Bestimmung des 
Zeitwertes des 
Leasinggutes
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tiert.101 Abschließend erfolgt beim Barwerttest eine Gegenüberstellung vom 
Zeitwert des Leasinggutes und dem Barwert der Mindestleasingzahlungen. 
Je nachdem, wie hoch der Prozentsatz des Zeitwertes  und der diskontierten 
Leasingraten ist, wird das Objekt als Operating- oder als Finance-Leasing 
eingestuft. Die in der Fachliteratur veranschlagten Prozentzahlen reichen 
von 50%, über 75% bis hin zu 99% der Leasingzahlung in Relation zum 
Zeitwert. Wenn nun der Barwert der Leasingzahlungen ¾ der wirtschaftli-
chen Nutzungsdauer ausmacht, kann nur schwer gegen den Übergang des 
wirtschaftlichen Eigentums auf den Leasingnehmer argumentiert werden. Ab 
90% kann dies eigentlich nicht mehr widerlegt werden, und das Leasinggut 
wird beim Leasingnehmer aktiviert.102
 
 
Fazit 
Im UGB werden Leasingverträge nicht explizit dargestellt;  daher basiert die 
Bilanzierung von Leasingverträgen in Österreich auf den vom Bundesminis-
terium für Finanzen erlassenen Einkommensteuerrichtlinien. Diese regeln die 
Klassifizierung von Leasingverträgen in Operating- bzw. Finance-Leasing. In 
den IAS/IFRS regelt die Bilanzierung von Leasingverträgen der IAS 17. Die 
beiden Rechnungslegungsmethoden haben jedoch eine divergierende  
Grundeinstellung zu Leasingverträgen. Nach den Regelungen der Finanzpro-
kuratur führen Leasingverträge in der Regel zu einer Bilanzierung beim Lea-
singnehmer. Dadurch ist das Leasing gemäß nationaler Rechnungslegung 
auch attraktiv für den Leasingnehmer.103 Durch Operating-Leasing kann der 
Leasingnehmer bilanzpolitische Vorteile generieren. Denn diese Leasingform 
führt zu einer Verkürzung der Bilanz und parallel dazu zu einer Stärkung der 
Eigenkapitalquote. Dadurch schont der Leasingnehmer die eigene Liquidität 
und erzielt eine gesteigerte Bilanzstruktur.104
                                       
101 Vgl. (Buschhüter & Striegel, 2009, S. 271). 
 Nach IAS 17 ist der wirtschaft-
liche Eigentümer maßgebend für die Einordnung von Leasingverträgen. An-
102 Vgl. (Wohlgemuth, 2006, S. 189f). 
103 Vgl. http://www.arbeiterkammer.at/bilder/d66/bilanzwelten.pdf, Zugriff am 01.07.2010. 
104 Vgl. (Heesen, Bilanzgestaltung Fallorientierte Bilanzgestaltung und Beratung, 2009, S. 
23). 
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hand des Barwerttests werden in den IAS/IAS grundsätzlich mehr Leasing-
verträge beim Leasingnehmer angesetzt.105 Dies hat gravierende Auswir-
kungen auf die Bilanz. Durch die Bilanzierung beim Leasingnehmer erhöht 
dies dessen Anlagenintensität und den Verschuldungsgrad. Bei der Umstel-
lung des Jahresabschlusses auf die internationalen Rechnungslegungsstan-
dards sind die vorhandenen Leasingverträge neu zu klassifizieren. Bei Klein-
geräten unterliegen die Leasingverträge dem Grundsatz der Wesentlichkeit, 
um einer Neueinteilung sämtlicher Kleingeräte zu entgehen.106  Neben die-
sen Unterschieden werden Sale-and-lease-back-Verträge im UGB und in den 
IAS/IFRS verschieden bewertet. Bei dieser Finanzierungsform werden im 
Unternehmen vorhandene Vermögensgegenstände (beispielsweise Fabrikge-
bäude oder kapitalintensive Maschinen) an die Leasinggesellschaft verkauft 
und hernach sofort zurückgemietet.107 Nach UGB werden Gewinne aus die-
sen Vertragsformen sofort in der GuV erfasst, und zwar unabhängig davon, 
ob der Leasingvertrag nun zu einem Operating-Leasing oder zu einem Fi-
nance-Leasing führt. Gemäß IAS/IFRS dürfen nur jene Erträge auf Anhieb 
erfasst werden, die zu einem Operating-Leasing führen.108 Resultiert das 
Lease-back in einem Finance-Leasing, ist nach IAS 17.60 folgende Vorge-
hensweise anzuwenden: Demnach stellt die Transaktion eine Finanzierung 
durch den Leasinggeber dar, wobei das Leasinggut als Sicherstellung fun-
giert. Erträge aus dem Verkaufserlös gegenüber dem Buchwert dürfen nicht 
in der GuV erfasst werden, sondern sind auf die Laufzeit des Leasingverhält-
nisses zu verteilen.109
3.3. BILANZIERUNG VON ERTRÄGEN AUS LANGFRISTIGER FERTI-
GUNG 
   
In diesem Kapitel wird die Behandlung von Erträgen aus mehrperiodischen 
Geschäften mit Blick auf ihre Bilanzierungsfähigkeit in den Fokus gestellt. 
                                       
105 Vgl. http://www.arbeiterkammer.at/bilder/d66/bilanzwelten.pdf, Zugriff am 01.07.2010. 
106 Vgl. (Leibfried & Weber, 2003, S. 59). 
107 Vgl. (Prätsch, Schikorra, & Ludwig, 2007, S. 193). 
108 Vgl. http://www.arbeiterkammer.at/bilder/d66/bilanzwelten.pdf, Zugriff am 01.07.2010. 
109 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
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Dabei weisen die beiden Rechnungslegungssysteme unterschiedliche Heran-
gehensweisen auf. Diese Vorschriften behandeln Erträge, welche über den 
Bilanzstichtag hinauslaufen. Es steht hierbei im Zentrum, wie beispielsweise 
Geschäfte erfasst werden, die folgender Natur sind: Eine Schiffswerft erhält 
den Auftrag für den Bau eines Containerschiffs (vgl. Beispiel 1). Die Bauzeit 
beträgt drei Jahre. Wie wird nun am Bilanzstichtag des ersten, zweiten und 
dritten Jahres dieser Auftrag bilanziell und in weiterer Folge ertragsmäßig 
behandelt? Dabei stehen bei der nationalen Rechnungslegung die GoB im 
Mittelpunkt, bei der internationalen Rechnungslegung IAS 11.  
 
Bilanzierung von langfristigen Fertigungsaufträgen nach UGB 
Der Jahresabschluss nach § 195 UGB ist nach den Erfordernissen der Grund-
sätze ordnungsgemäßer Buchführung zu gestalten.110 Dabei regeln das Rea-
lisationsprinzip, das Imparitätsprinzip und das Vorsichtsprinzip den Umgang 
mit mehrperiodischen Erträgen. Das Realisationsprinzip gemäß § 201 Abs. 2 
Z. 4 UGB besagt, dass Gewinne nur erfasst werden dürfen, wenn diese am 
Bilanzabschlusstag verwirklicht wurden. Der Zeitpunkt der Realisation ist die 
Leistungserfüllung, d. h., der Zeitpunkt der Vertragserfüllung, der Zeitpunkt 
des Eigentumsübergangs oder der Zeitpunkt des Übergangs der wirtschaftli-
chen Verfügungsmacht müssen gegeben sein. Ist dies zum Bilanzstichtag 
noch nicht gewährleistet, sind maximal die Herstellungskosten oder, bei ab-
nutzbaren Anlagevermögen, die um die Abschreibung verminderten Anschaf-
fungskosten anzusetzen.111 Die für die Leistungserstellung angefallenen 
Aufwände werden periodenrein in der GuV erfasst. In gleicher Höhe wird in 
der GuV eine positive Bestandsveränderung verbucht, und langfristige Ferti-
gungsverträge sind somit in den Jahren vor der Fertigstellung erfolgsneutral. 
Das UGB fordert, Gewinne erst dann erfolgswirksam in den Jahresabschluss 
zu integrieren, wenn diese realisiert worden sind.112
                                       
110 Vgl. Unternehmensgesetzbuch in der Fassung vom 15.08.2009. 
 Dabei handelt das UGB 
dem Grundgedanken des Gläubigerschutzes folgend, da nicht realisierte Ge-
111 Vgl. (Bitzyk & Steckel, 2008, S. 19). 
112 Vgl. (Bitzyk & Steckel, 2008, S. 19). 
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winne auch nicht nur teilweise angesetzt werden dürfen. Die Erfüllung der 
Forderung nach erhöhtem Gläubigerschutz darf jedoch bezweifelt werden, 
da die Halbfertigerzeugnisse im Jahresabschluss, zu einer verdrehten Dar-
stellung innerhalb der nationalen Rechnungslegung, führen.113 Das UGB folgt 
mit dieser Vorgehensweise der „competed-contract-method“ (CC-Methode). 
Diese untersagt die Erfassung von Gewinnen aus langfristigen Fertigungs-
aufträgen vor deren Fertigstellung. Wenn es sich aber um selbstständige 
Teilleistungen handelt, so können die Erträge aus diesen Aufträgen sofort 
realisiert werden.114
Beispiel 1: 
 Um die CC-Methode verständlicher zu machen, wird der 
Sachverhalt an Hand eines Beispieles illustriert. 
Eine Werft erhält den Auftrag für den Bau eines Containerschiffes 
mit einem Auftragsvolumen von 3.000 GE. Der Fertigstellungsgrad 
verteilt sich gleichmäßig auf 3 Jahre. Die Gesamtkosten betragen 
1.650 GE wobei 600 GE zu Beginn anbezahlt werden und der Rest 
nach der Fertigstellung beglichen wird. 
CC-Methode 1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr Gesamt 
 Umsatz 0 0 3.000 3.000 
+/- Bestandsverände-
rungen + 550,50 + 550,50 -  1.101 0 
- Herstellungskosten 550,50 550,50 549 1.650 
= Erfolg 0 0 1350 1350 
Tabelle 7: CC-Methode für die Bilanzierung von langfristigen Fertigungsaufträgen 
nach UGB115
Die CC-Methode behandelt die Anzahlung iHv 600GE als nicht erfolgswirk-
sam, sondern realisiert den Umsatz aus dem Bau des Containerschiffs erst 
 
                                       
113 Vgl. (Kralicek, 2007, S. 49). 
114 Vgl. http://www.arbeiterkammer.at/bilder/d66/bilanzwelten.pdf, Zugriff am 01.07.2010. 
115 Abgeändert entnommen aus http://www.arbeiterkammer.at/bilder/d66/bilanzwelten.pdf, 
Zugriff am 01.07.2010. 
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nach dessen Fertigstellung im 3. Jahr mit 3.000 GE. Im UGB ist keine Reali-
sation von Teilumsätzen vorgesehen, um dem Vorsichtsprinzip gerecht zu 
werden. Die nach der CC-Methode aufgestellte Jahresabschlussbilanz weist 
bei langfristigen Fertigungsaufträgen unter Umständen einen Verlust zu Be-
ginn der Fertigungsphase aus, da nur ein Teil der Selbstkosten aktiviert 
werden darf. Im Geschäftsjahr der Abnahme wiederum weist das Unterneh-
men einen hohen Gewinn aus, da der gesamte Gewinn aus der mehrjährigen 
Herstellung zur Gänze realisiert wird. Wird der Fertigungsauftrag als Ganzes 
betrachtet, so schwankt der Ergebnisausweis im Zeitverlauf sehr stark.116
Es existiert nach § 206 Abs. 3 eine Bilanzierungserleichterung für langfristi-
ge Fertigungsaufträge. Das UGB erkennt für Aufträge, deren Ausführung sich 
über zwölf Monate erstreckt, die Aktivierung von angemessenen Teilen von 
Verwaltungs- und Vertriebskosten an.
 Ob 
dies der Forderung in § 195 UGB, nach einer möglichst getreuen Darstellung 
der Vermögens- und Ertragslage entspricht, bleibt derweil zu hinterfragen. 
117 Bei Fertigungsverträgen mit einer 
Ausführungszeit von weniger als zwölf Monaten dürfen derartige Kosten 
nicht angesetzt werden (vgl. Tabelle 5). Bei der Aktivierung der anteiligen 
Verwaltungs- und Vertriebskosten handelt es sich um ein Bilanzierungswahl-
recht. Dieses Wahlrecht darf nach § 206 Abs. 3 in Anspruch genommen 
werden, wenn, neben der temporären Komponente, eine verlässliche Kos-
tenrechnung vorliegt und aus dem Auftrag keine Verluste drohen.118  Eine 
verlässliche Kostenrechnung sei dann gegeben, wenn diese nach dem Stand 
der betriebswirtschaftlichen Kostentheorie erstellt wurde. Das Bilanzie-
rungswahlrecht kann nur dann beansprucht werden, wenn am Bilanzstichtag 
ein Vergleich der aktivierungspflichtigen und –fähigen Herstellungskosten 
mit den Erlösen vorgenommen wird.119 „Übersteigen die Herstellungskosten 
(inkl. der Verwaltungs- und Vertriebskosten) diesen Vergleichswert, so ist 
ein Ansatz der Verwaltungs- und Vertriebskosten nur bis zum Vergleichswert 
möglich, der dann die Obergrenze für die Herstellungskosten bildet.“120
                                       
116 Vgl. (Kirchhoff & Piwinger, 2005, S. 137). 
 Als 
117 Vgl. Unternehmensgesetzbuch in der Fassung vom 15.08.2009. 
118 Vgl. Unternehmensgesetzbuch in der Fassung vom 15.08.2009. 
119 Vgl. (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 243). 
120 (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 244). 
    42    
anteilige Verwaltungs- und Vertriebskosten gelten Personalaufwendungen im 
Verwaltungsbereich, Abschreibungen auf Verwaltungsgebäude, anteilige 
Marktforschungs- und Markterschließungskosten oder anteilige Lagerkos-
ten.121
Bilanzierung von langfristigen Fertigungsverträgen nach IAS/IFRS 
 
IAS 11 regelt die Vorgehensweise bei langfristigen Fertigungsaufträgen. 
Nach IAS 11.3 ist ein Fertigungsauftrag ein Vertrag über die kundenspezifi-
sche Fertigung einzelner Gegenstände, die hinsichtlich Design, Technologie 
und Funktion oder hinsichtlich ihrer Verwendung aufeinander abgestimmt 
sind. Dabei werden zwei Fertigungskategorien unterschieden.122
- Festpreisvertrag: Das ist ein Fertigungsauftrag, bei dem der Abneh-
mer einen festen Preis bzw. einen festgelegten Preis pro Outputein-
heit vereinbart, wobei dieser an eine Preisgleitklausel gekoppelt sein 
kann. 
 
- Kostenzuschlagsvertrag: Das ist ein Fertigungsauftrag, bei dem dem 
Abnehmer abrechenbare oder anderweitig festgelegte Kosten zuzüg-
lich eines vereinbarten Prozentsatzes dieser Kosten oder ein festes 
Entgelt berechnet werden. 
Die Dauer des Fertigungsauftrages wird in IAS 11 nicht explizit dargestellt. 
Dennoch gelten bei einem über vierwöchigen und einem über den Bilanz-
stichtag hinausgehenden Fertigungsauftrag die Vorschriften in IAS 11. Das 
Vorhandensein von zwei Rechnungslegungsperioden wird für die Anwendung 
dieses Standards vorausgesetzt.123
 
 Nach IAS 11 ist das Auftragsergebnis der 
Saldo von Auftragserlösen und Auftragskosten. 
 
                                       
121 Vgl. (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 244). 
122 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
123 Vgl. (Schneider & Hauer, 2008, S. 117). 
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 Auftragserlöse 
- Auftragskosten 
= Auftragsergebnis 
Tabelle 8: Auftragsergebnis nach IAS 11124
Die Auftragserlöse umfassen laut IAS 11.11 die ursprünglich im Vertrag ver-
einbarten Erlöse und Zahlungen für Abweichungen im Gesamtwerk, Ansprü-
che und Anreize, sofern es wahrscheinlich ist, dass sie zu Erlösen führen und 
verlässlich ermittelt werden können. Die Auftragskosten umfassen, nebst 
den sonstigen Kosten, alle direkten und indirekten Kosten. Dazu gehören im 
Einzelnen:
 
125
- direkt mit der Fertigung zusammenhängende Kosten: FE-Löhne, FE-
Material, AfA, Kosten für Transport, Maschinen, Garantieleistungen 
und Nachforderungen Dritter; 
  
- indirekt und allgemein zurechenbare Kosten: Versicherungsprämien, 
Kosten für die Ausgestaltung und die technische Unterstützung, 
Fremdkapitalkosten und Fertigungsgemeinkosten; 
- sonstige Kosten: Diese Kosten sind nach IAS 11.18 Kosten, die ge-
sondert in Rechnung gestellt werden können, wie z. B. Kosten der 
allgemeinen Verwaltung oder Entwicklungskosten. Trifft nur zu, 
wenn dies vereinbart wurde. 
Die Auftragskosten nach IAS 11.21 umfassen alle dem Vertrag zurechenba-
ren Kosten ab dem Tag der Vertragserlangung bis zur Erfüllung des Ver-
trags. Nicht Bestandteil der Auftragskosten bilden nach IAS 11.20 Kosten, 
die dem Auftrag nicht zugeordnet werden können.126
                                       
124 Eigene Darstellung in Anlehnung an (Tanski, 2010, S. 109). 
 Das auf Basis von IAS 
11 errechnete Auftragsergebnis bildet die Grundvariable für die Vorgehens-
weise bei der Bilanzierung von mehrperiodischen Aufträgen im Rahmen der 
internationalen Rechnungslegungsvorschriften. Die IAS/IFRS verfolgen bei 
125 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
126 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
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der Bilanzierung von langfristigen Fertigungsaufträgen im Verhältnis zum 
UGB einen grundverschiedenen Ansatz. Die in IAS 11 beschriebene percen-
tage-of-completion-method gilt in der internationalen Rechnungslegung als 
verpflichtend. Bei dieser Methode ist einerseits die verlässliche Schätzung 
der mit dem Fertigungsauftrag verbundenen Aufwendungen und Erträge 
(=Auftragsergebnis) unerlässlich, und andererseits muss der Fertigstel-
lungsgrad ermittelt werden können.127 Gemäß IAS 11.22 werden langfristige 
Fertigungsaufträge, wenn diese verlässlich geschätzt werden können, ent-
sprechend dem Leistungsfortschritt am Abschlussstichtag jeweils als Erträge 
und Aufwendungen erfasst. Die Methode wird nach IAS 11.25 häufig als Me-
thode der Gewinnrealisierung nach dem Fertigstellungsgrad (entspricht der 
PoC-Methode) bezeichnet. Diese Methode liefert nützliche Informationen 
zum Leistungsfortschritt während einer Periode.128 Dies steht im diametralen 
Gegensatz zu der im UGB geforderten Darstellung von langfristigen Aufträ-
gen. Bei der PoC-Methode steht neben der verlässlichen Schätzung des Auf-
tragsergebnisses, die Messung des Fertigstellungsgrades im Mittelpunkt. Da-
für können nach IAS 11 verschiedene Methoden angewendet werden.129
- cost-to-cost Verfahren: Die bis zum Bilanzstichtag angefallenen Kos-
ten werden in Bezug zu den geschätzten Gesamtkosten gesetzt (in-
putorientiert). 
 
- effort-expended Verfahren: Hier errechnet sich der Fertigstellungs-
grad, indem das Verhältnis die bisher erbrachte Leistung, in Bezug 
zur geschätzten Gesamtleistung am jeweiligen Bilanzstichtag gesetzt 
wird (outputorientiert).Diese beiden Verfahren ziehen interne Mess-
größen als Basis für die Kalkulation des Fertigstellungsgrades heran. 
- Daneben erlaubt IAS 11 auch die Messung des Fertigstellungsgrades 
mit externen Parametern.130
                                       
127 Vgl. (Barth & Barth, 2008, S. 166). 
 
128 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
129 Vgl. (Barth & Barth, 2008, S. 166). 
130 Vgl. (Schneider & Hauer, 2008, S. 120). 
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- units-of-delivery Verfahren: Externe Begutachtung der bis zum Bi-
lanzstichtag erbrachten Leistung (IAS 11.30b). 
- Phys. Teilleistung: Vollendung eines physischen Teils eines Ver-
tragswerkes (IAS 11.30c). 
- Meilenstein: Die Erfüllung eines im Vorhinein vereinbarten Meilen-
steins bestimmt den Fertigstellungsgrad der Auftrages (IAS 11.30c). 
Die genannten Verfahren erfordern ein akkurates Projektcontrolling, um die 
benötigten Daten über die Aufwendungen und Erträge gewissenhaft abgren-
zen zu können.131
Beispiel 2: 
 Zur besseren Illustrierung wird an dieser Stelle die PoC- 
Methode mittels eines Beispiels konkretisiert. Die Angaben bleiben im Ver-
gleich zu Beispiel 1 unverändert. 
Eine Werft erhält den Auftrag für den Bau eines Containerschiffes 
mit einem Auftragsvolumen von 3.000 GE. Der Fertigstellungsgrad 
verteilt sich gleichmäßig auf 3 Jahre. Die Gesamtkosten betragen 
1.650 GE, wobei 600 GE zu Beginn anbezahlt werden und der Rest 
nach der Fertigstellung beglichen wird. 
PoC-Methode 1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr Gesamt 
 Fertigstellungs-grad 33% 66% 100%  
 Auftragserlöse 1.000 1.000 1.000 3000 
- Auftragskosten 550 550 500 1650 
= Auftragsergebnis 450 450 450 1350 
Tabelle 9: PoC-Methode für die Bilanzierung von langfristigen Fertigungsaufträgen 
nach IAS 11132
                                       
131 Vgl. (Barth & Barth, 2008, S. 166). 
 
132 Abgeändert entnommen aus http://www.arbeiterkammer.at/bilder/d66/bilanzwelten.pdf, 
Zugriff am 01.07.2010. 
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Wie in Tabelle 9  und Tabelle 7 ersichtlich, kommen CC-Methode und PoC-
Methode zu demselben Ergebnis. Die PoC-Methode verteilt die Erlöse und 
Kosten besser auf die dazugehörigen Berichtsjahre.133
 
 
Fazit 
Die beiden Rechnungslegungssysteme unterscheiden sich bei der Bilanzie-
rung von Langfristaufträgen stark voneinander. Während im UGB das Primat 
des Vorsichtsprinzips gilt, wird in den IAS/IFRS die Darstellung eines den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Abbildes der Unternehmenslage 
verlangt. Dadurch ergeben sich auch die grundverschiedenen Auffassungen 
darüber, wie langfristige Fertigungsaufträge zu bilanzieren sind. Durch die 
verpflichtende Berücksichtigung des Realisationsprinzips wird im UGB nur 
die CC-Methode angewendet, um dadurch Gewinne erst auszuweisen, wenn 
diese verwirklicht wurden.134 Die IAS/IFRS sehen diese Angelegenheit etwas 
differenzierter. Ausdruck dieser Betrachtungsweise ist die nach IAS 11.22 
anzuwendende PoC-Methode. Dabei werden anteilige Umsatzgrößen in Ab-
hängigkeit vom Fertigstellungsgrad der Auftrages angesetzt; dadurch glättet 
die PoC das Bilanzbild, da der Umsatz über die Dauer des Auftrages hinweg 
konstant ausgewiesen wird. Wichtig sind hierbei die verlässliche Schätzung 
des erwarteten Nutzenzugangs sowie eine akkurate Schätzung der Kosten. 
Sind diese Voraussetzungen nicht gegeben, so wird auch in den IAS/IFRS 
die Darstellung von Langfristverträgen mittels CC-Methode gefordert.135 Bei 
Anwendung der CC-Methode bestehen große Schwankungen, da in den ers-
ten Jahren nur die Aktivierung der Herstellungskosten des unfertigen Auftra-
ges gewährt wird. Bei Bilanzierung nach IAS/IFRS dürfen mit Auftragsbeginn 
die Verkaufspreise als Vorratsvermögen aktiviert werden.136
Auf die Unternehmensbewertung hat dies großen Einfluss, da bei Verwen-
dung der CC-Methode für die Bilanzierung der langfristigen Fertigungsauf-
  
                                       
133 Vgl. http://www.arbeiterkammer.at/bilder/d66/bilanzwelten.pdf, Zugriff am 01.07.2010. 
134 Vgl. (Kralicek, 2007, S. 48). 
135 Vgl. (Tanski, 2010, S. 112f). 
136 Vgl. (Leibfried & Weber, 2003, S. 65). 
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trägen schnell ein unkorrekter Eindruck über die Performance des Unter-
nehmens entstehen kann. Dieser unkorrekte Eindruck kann in zwei Richtun-
gen ausschlagen. Im ersten Fall werden Unternehmen unterschätzt, wenn 
nur die ersten Jahre eines Auftrages betrachtet werden, im zweiten Fall be-
steht die Möglichkeit, dass Unternehmen überschätzt werden, wenn aus-
schließlich das Jahr der Realisierung eines Großauftrages für die Bewertung 
herangezogen wird.  
 
3.4. BILANZIERUNG VON FIRMENWERTEN 
Nach nationalem Recht ist der Firmenwert unter dem Bilanzpunkt „immate-
rielle Vermögensgegenstände“ zu bilanzieren. Gemäß § 224 Abs. 2 UGB 
gliedern sich immaterielle Vermögensgegenstände in Konzessionen, Schutz-
rechte, Lizenzen, geleistete Anzahlungen und Firmenwerten.137 Der Firmen-
wert  entspricht jenen Werten, eines Unternehmens, die nicht bilanzierungs-
fähig sind. Darunter werden folgende Faktoren subsumiert:138
- Güte der Organisation, 
 
- Qualität der Lieferantenbeziehungen, 
- Kundenstamm, 
- Bekanntheitsgrad der eigenen Erzeugnisse 
- Fabrikationsverfahren. 
Diese Aufzählung erhebt nicht den Anspruch auf Vollständigkeit, sondern soll 
verdeutlichen, welche nur bedingt bewertbaren Vermögensgegenstände un-
ter diesem Terminus zusammengefasst werden. Der Firmenwert entspricht 
dem Saldo aus dem Kaufpreis des Unternehmens und dessen Substanz-
wert.139
                                       
137 Vgl. Unternehmensgesetzbuch in der Fassung vom 15.08.2009. 
 Unter Subtanzwert wird die Summe aller Reproduktions- oder Wie-
derbeschaffungswerte verstanden, gleich, ob diese von materieller oder im-
138 Vgl. (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 172). 
139 Vgl. (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 172). 
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materieller Beschaffenheit sind.140 Für die Behandlung nach nationalem 
Recht ist die Abgrenzung von derivativem und originärem Firmenwert uner-
lässlich, da der Firmenwert je nach seinem Zustandekommen unterschied-
lich bilanziert wird. Der originäre Firmenwert entsteht im Verlauf des Unter-
nehmenslebenszyklus und wird selbst erstellt. Er rerpäsentiert das im Unter-
nehmen vorhandene Know-how. Der derivative Firmenwert hingegen ent-
steht erst mit dem Kauf eines Unternehmens. Dieser Firmenwert ist jener 
Betrag, um den der Kaufpreis eines Unternehmens dessen Zeitwert über-
steigt.141 Das UGB sieht für den Firmenwert ein Bilanzierungswahlrecht vor. 
Nach § 203 Abs. 5 UGB darf als Firmenwert der Betrag angesetzt werden, 
um den die Gegenleistung für die Übernahme eines Betriebes die Werte der 
einzelnen Vermögensgegenstände abzüglich der Schulden zum Zeitpunkt der 
Übernahme übersteigt.142
 
 
Kaufpreis des Unternehmens 
- Werte der Vermögensgegenstände 
- Verbindlichkeiten 
= Firmenwert 
Tabelle 10: Berechnung des Firmenwertes nach § 203 Abs. 5 UGB143
Dies gilt jedoch nur für den derivativen Firmenwert. Nach § 197 Abs. 2 UGB 
dürfen nur dann immaterielle Vermögensgegenstände angesetzt werden, 
wenn diese entgeltlich erworben wurden.
 
144 Beispiele für den Ansatz eines 
derivativen Firmenwertes sind:145
- Erwerb eines Einzelunternehmens, 
 
- Erwerb aller Anteile einer Personengesellschaft, 
                                       
140 Vgl. (Becker, 2009, S. 78). 
141 Vgl. (Geyer, 2007, S. 161). 
142 Vgl. Unternehmensgesetzbuch in der Fassung vom 15.08.2009. 
143 Eigene Darstellung. 
144 Vgl. Unternehmensgesetzbuch in der Fassung vom 15.08.2009. 
145 Vgl. http://www.wu.ac.at/revision/downloads/gk1_einzelabschlussnachugb/ 
gk1_einzelabschlnachugb_dieter,  Zugriff am 04.07.2010. 
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- Erwerb eines Anteils durch alle übrigen Gesellschafter, 
- Erwerb eines Betriebes oder Teilbetriebes. 
Für den selbst erstellten Firmenwert besteht nach nationaler Rechnungsle-
gung ein Bilanzierungsverbot. Die Begründung hierfür besteht darin, dass 
der originäre Firmenwert nicht von dritter Seite mit einem Preis anerkannt 
wurde.146 Die Abschreibung des Firmenwertes ist gemäß § 203 Abs. 5 plan-
mäßig auf die Nutzungsdauer zu verteilen.147 Die Nutzungsdauer soll dabei 
auf die Geschäftsjahre, in denen er voraussichtlich genutzt wird, abgestimmt 
sein. Diese ist in der Regel nur bedingt identifizierbar, die Praxis jedoch geht 
von einer Abschreibungsdauer von fünf Jahre aus. Neben der planmäßigen 
Abschreibung muss der Firmenwert bei Nichterfüllung der Erwartungshal-
tung außerplanmäßig abgeschrieben werden. Fällt die Begründung für die 
außerplanmäßige Abschreibung weg, ist eine Zuschreibung nach UGB ausge-
schlossen.148 Da es sich um ein Bilanzierungswahlrecht handelt, darf der de-
rivative Firmenwert auch als Aufwand erfasst werden. Somit werden die po-
sitiven Zukunftsaussichten in Form des Firmenwertes sofort und einmalig in 
der GuV erfasst.149 In der Praxis wird idR auf die Vorschriften des EStG zu-
rückgegriffen. Dieses sieht eine verpflichtende Abschreibungsdauer iHv 15 
Jahren an. Nach § 8 Abs. 3 EStG ist die Abschreibung des Firmenwertes 
gleichmäßig und daraus folgend linear vorzunehmen.150
 
 Bei Einhaltung der 
steuerrechtlichen Vorgehensweise entfällt die Mehr-Weniger-Rechnung für 
das bilanzierende Unternehmen.  
 
Bilanzierung des Firmenwertes nach IAS/IFRS 
Der Firmenwert und dessen Bilanzierung wird in IFRS 3 (Unternehmenszu-
sammenschlüsse) iVm IAS 38 (Immaterielle Vermögenswerte) und iVm IAS 
                                       
146 Vgl. (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 173). 
147 Vgl. Unternehmensgesetzbuch in der Fassung vom 15.08.2009. 
148 Vgl. (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 173). 
149 Vgl. http://www.arbeiterkammer.at/bilder/d66/bilanzwelten.pdf, Zugriff am 01.07.2010. 
150 Vgl. Einkommensteuergesetzbuch in der Fassung vom 15.08.2009. 
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36 (Wertminderungen von Vermögensgegenständen) eingehend behandelt. 
In den IAS ist, wie schon im UGB erwähnt, eine strikte Abgrenzung zwischen 
originärem und derivativem Firmenwert vorzunehmen. Denn einzig der deri-
vative Firmenwert darf in der Bilanz angesetzt werden.151 In IFRS 3 Anhang 
A wird der Geschäfts- oder Firmenwert als ein Vermögenswert definiert, der 
künftigen wirtschaftlichen Nutzen aus anderen, bei einem Unternehmenszu-
sammenschluss erworbenen Vermögenswerten darstellt, die nicht einzeln 
identifiziert und separat angesetzt werden können.152
 
 Die Berechnung des 
Firmenwertes nach IAS/IFRS ergibt sich, vereinfacht dargestellt, aus dem 
Kaufpreis abzüglich der Summe der Vermögensgegenstände und der Ver-
bindlichkeiten. 
beizulegender Zeitwert der Kaufpreiszahlung 
+ Wert der Anteile der nicht beherrschenden Gesellschafter 
+ 
beizulegender Zeitwert einer bereits vor dem Unternehmens-
zusammenschluss gehaltenen Beteiligung an dem übernom-
menen Geschäftsbetrieb 
- beizulegender Zeitwert der Vermögensgegenstände 
- beizulegender Zeitwert der übernommenen Verbindlichkeiten 
= Firmenwert 
Tabelle 11: Berechnung des Firmenwertes nach IFRS 3.32153
 
 
In den IAS/IFRS besteht für die Bilanzierung des derivativen Firmenwertes 
eine Aktivierungspflicht.154
                                       
151 Vgl. (Wöltje, 2007, S. 109). 
 Der verpflichtende Ansatz des derivativen Fir-
menwertes führt aber nicht, wie bei Anwendung des UGB, zu einer planmä-
152 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
153 Eigene Darstellung in Anlehnung an (Buschhüter & Striegel, 2009, S. 322). 
154 Vgl. (Schneider & Hauer, 2008, S. 20). 
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ßigen Abschreibung. Dies wurde im Jahre 2001 durch das FASB folgender-
maßen begründet:155
- Abschaffung der Kapitalkonsolidierung nach der Interessenzusam-
menführungsmethode. Wurde mittels dieser Methode konsolidiert, 
so war es, anders als bei der Erwerbsmethode, gestattet, die Buch-
werte der beteiligten Unternehmen fortzuführen. 
 
- Begrenzung der - in den USA teilweise sehr langen - Nutzungsdau-
ern von derivativen Firmenwerten. 
 
Die IAS/IFRS definieren den derivativen Firmenwert als nicht abnutzbar, und 
deshalb sieht IAS 36.80ff die Durchführung eines Werthaltigkeitstests (im-
pairment test) vor.156 Weiter muss der Firmenwert auf die zahlungsmittelge-
nerierenden Einheiten aufgeteilt werden. „Es handelt sich um die kleinste 
Gesamtheit von Vermögensgegenständen, die – wenn auch beschränkt – 
unabhängig von anderen Gesamtheiten Einzahlungen zu generieren vermag 
(vgl. IAS 36.5). Innerhalb eines Unternehmens kann dies eine Betrieb oder 
Teilbetrieb, evtl. aber auch ein Geschäftszweig (eine Sparte) sein.“157 Der 
Firmenwert soll den zahlungsmittelgenerierenden Einheiten nach IAS 36.80 
so zugeordnet werden. Dies ist jene Managementebene auf der Firmenwert 
autonom gesteuert werden kann. Weiter dürfen zahlungsmittelgenerierende 
Einheiten auch nicht größer sein als ein Geschäftszweig (Definiert wird die-
ser in IFRS 8).158
 
 ZGE sind demnach Gruppen von Vermögensgegenständen, 
die Mittelzuflüsse und -abflüsse autonom von anderen ZGE erzielen. Diese 
müssen vom Unternehmer einmalig definiert werden. In den Folgejahren 
sind die ZGE jeweils voneinander abzugrenzen. 
                                       
155 Vgl. (Kühnberger, 2007, S. 137). 
156 Vgl. International Accounting Standard/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
157 (Selchert & Erhardt, 2003, S. 72). 
158 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
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Der Werthaltigkeitstest nach IAS 36 
Wie bereits erwähnt, erfolgt die Bilanzierung des derivativen Firmenwertes 
nach IAS/IFRS über einen Werthaltigkeitstest. Gemäß IAS 36.96 ist dieser 
Test im Laufe der Jahres (demnach nicht notwendigerweise nur zum Bilanz-
stichtag) durchzuführen. Bedingung ist, dass der Werthaltigkeitstest jeweils 
zur gleichen Zeit im Jahr stattfindet.159 Weiter kann die Durchführung eines 
Werthaltigkeitstests auch dann geboten sein, wenn ein „Triggering Event“ 
vorliegt. „Triggering events“ werden in externe und interne Events unterteilt. 
Beispiele hierfür sind eine Änderung der Wettbewerbs- oder Abnehmersitua-
tion, technologische Neuerungen, mangelnde Kapazitätsauslastung oder 
Preisverfall mit deutlichem Margenrückgang.160 Der „Impairment Test“ wird 
im Gegensatz zur Erstbewertung des derivativen Firmenwertes, allein in den 
Folgejahren durchgeführt. Dabei hat wird folgende Vorgehensweise ange-
wendet. Es ist ein einstufiger Werthaltigkeitstest durchzuführen. Dieser ver-
gleicht zwei Werte:161
- Erzielbarer Betrag der ZGE: Dieser ist der höhere der beiden Beträ-
ge von Nettoveräußerungswert (Wert bei Vorherrschen von Markt-
bedingungen zwischen vertragswilligen Parteien, abzüglich Kosten 
für Vertrieb; IAS 36.5) und Nutzenwert (Barwert der geschätzten 
zukünftigen Cash-Flows der ZGE; IAS 36.5). 
 
- Buchwert der ZGE: Buchwert der Vermögensgegenstände die der 
ZGE direkt oder vernünftig zugeordnet werden können (IAS 36.76). 
Wurden nun diese beiden Werte verlässlich ermittelt, so wird ein Vergleich 
zwischen dem erzielbaren Betrag der ZGE und dem Buchwert durchgeführt. 
Ist der Buchwert kleiner als der erzielbare Betrag, so ist keine außerplanmä-
ßige Abschreibung durchzuführen. Ist der Buchwert der ZGE jedoch höher 
als der erzielbare Betrag, so ist eine außerplanmäßige Abschreibung durch-
zuführen. Daraus folgt, dass ein Wertminderungsbedarf vorliegt und eine 
                                       
159 Vgl. International Accounting Standard/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
160 Vgl. (Schneider & Hauer, 2008, S. 59). 
161 Vgl. (Wulf, 2008, S. 93). 
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erfolgswirksame außerplanmäßige Firmenwertabschreibung in Höhe des Dif-
ferenzbetrages durchzuführen ist. 
 
Abbildung 6: Werthaltigkeitstest für den derivativen Firmenwert162
Entfällt die Begründung für die außerplanmäßige Abschreibung, so ist nach 
IAS 36.124 eine erneute Zuschreibung nicht zulässig.
 
163
 
 
Fazit 
Die Bilanzierung von selbst erstellten Firmenwerten ist nach UGB und nach 
IAS/IFRS nicht gestattet, da kein verlässlicher Preis von dritter Seite dafür 
entrichtet worden ist. Dies ist aber die einzige Gemeinsamkeit der beiden 
Rechnungslegungsauffassungen. Im UGB wird der derivative Firmenwert als 
abnutzbarer Vermögensgegenstand klassifiziert. Dies führt nach UGB-
Vorschriften zu einem Abschreibungswahlrecht; dabei kann der Firmenwert 
einmalig als Aufwand in der GuV erfasst werden oder auf die voraussichtli-
che Nutzungsdauer verteilt werden. In der Praxis wird häufig auf die steuer-
                                       
162 Vgl. (Wöltje, 2007, S. 113). 
163 Vgl. International Accounting Standards/International Financial Reporting Standards in der 
Fassung vom 15.09.2009. 
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rechtliche Sichtweise abgestellt. Danach ist der Firmenwert verpflichtend auf 
15 Jahre abzuschreiben, andernfalls ist eine steuerliche MWR vorzuneh-
men.164 Die Gestaltungsmöglichkeiten nach UGB sind durch die tiefer grei-
fenden Bestimmungen des EStG weithin beschränkt, sodass nach nationaler 
Rechnungslegung Bilanzierungsspielräume in der Tat streng limitiert sind. 
Derivative Firmenwerte werden in den IAS/IFRS grundlegend anders behan-
delt. Nach IAS/IFRS besteht für den derivativen Firmenwert Aktivierungs-
pflicht und ein Verbot der Zuschreibung bei Wegfallen des Grundes für die 
außerplanmäßige Abschreibung.165 Weiter ist nach internationaler Rech-
nungslegung die Durchführung eines einstufigen Werthaltigkeitstests bin-
dend. Dies kann weitreichende Konsequenzen für das Unternehmen haben, 
wenn der Buchwert des Firmenwertes nicht mit der Realität übereinstimmt. 
Erfüllen sich beispielsweise die Erwartungen nach einem Unternehmenszu-
sammenschluss nicht in der prognostizierten Weise, so muss eine außer-
planmäßige Abschreibung vorgenommen werden, die in der GuV als Auf-
wand erfasst werden muss. Der Chiphersteller Intel beispielsweise musste 
eine Milliarde  Euro, aus dem Zusammenschluss mit der Internetfirma 
Clearwire abschreiben. Dabei können sich Unternehmenskäufe in Zeiten ei-
ner Hausse schnell als riesige Abschreibungsposten entpuppen.166 Die Ges-
taltungsspielräume bei Anwendung von IAS/IFRS ergeben sich gemeinhin 
aus der Ableitung des Nutzenwertes. Dieser basiert auf des Schätzung der 
zukünftigen Cash-Flow. Da die Barwerte für die Schätzung herangezogen 
werden, eröffnet sich ein weiterer Bilanzierungsspielraum in der Kalkulation 
eines Diskontierungszinssatzes, mit dem die CF abgezinst werden.167
  
 
                                       
164 Vgl. (Denk, Feldbauer Durstmüller, Mitter, & Wolfsgruber, 2007, S. 173). 
165 Vgl. http://www.arbeiterkammer.at/bilder/d66/bilanzwelten.pdf, Zugriff am 01.07.2010. 
166 Vgl. http://diepresse.com/home/wirtschaft/boerse/446014/index.do, Zugriff am 
10.07.2010. 
167 Vgl. (Schneider & Hauer, 2008, S. 238). 
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4. SCHLUSSBETRACHTUNG 
4.1. CONCLUSIO 
Diese Bachelorarbeit setzte sich das Ziel, jene Unterschiede aufzuzeigen, die 
sich bei Anwendung von nationaler und internationaler Rechnungslegung 
ergeben. Die Unternehmensbewertung nach dem Ertragswertverfahren stell-
te dabei das Grundgerüst für die Umsetzung dar. Die vorliegende Bachelo-
rarbeit konzentrierte sich beim Aufzeigen der Unterschiede vorrangig auf die 
Betrachtung von Sachanlagen, Leasingverträgen, Teilumsätzen und Firmen-
werten. Dabei wurde klar: In Abhängigkeit vom zugrundeliegenden Rech-
nungslegungsstandard werden auch die Ergebnisse der Unternehmensbe-
wertung deutlich beeinflusst. 
Das Ertragswertverfahren definiert den Unternehmenswert als Marktwert 
des Eigenkapitals. Die Zielgröße basiert auf den zukünftigen Überschüssen, 
welche das Unternehmen erzielt. Dabei werden Überschüsse auf Basis des 
betriebs- und des nicht betriebsnotwendigen Kapitals unterschieden. Die Ab-
grenzung setzt sich auch bei der Unterscheidung zwischen den Überschüs-
sen aus Daten der Plan-GuV und aus Überschüssen auf Basis einer ewigen 
Rente (vgl. Abbildung 1). Da das Ertragswertverfahren auf in die Zukunft 
gerichteten Annahmen basiert, werden bei Anwendung des Ertragswertver-
fahrens die aus der Plan-GuV abgeleiteten Überschüsse, auf den Bewer-
tungsstichtag abgezinst. Diese Bachelorarbeit hat für die Berechnung des 
Diskontierungszinssatzes das Capital Asset Pricing Model herangezogen (vgl. 
Kapital 2.2.). Die CAPM-Formel berücksichtigt Eigenkapitalkosten, die risiko-
freie Rendite, die Marktrisikoprämie sowie den Beta-Faktor für die Kalkulati-
on des Zinses.  
Die Unterschiede basieren auf der Aufstellung der Plan-GuV. Je nach An-
wendung von UGB oder der IAS/IFRS verändert sich der mittels Ertrags-
wertverfahren errechnete Unternehmenswert. Das Sachanlagevermögen 
wird nach den Vorschriften des UGB und nach IAS/IFRS über die Anschaf-
fungs- bzw. Herstellungskosten bewertet. Hier beschränken sich die 
IAS/IFRS vorrangig auf Bilanzierungsverpflichtungen und Bilanzierungsver-
bote. Damit wird der Bewertungsspielraum im Vergleich zum UGB limitiert. 
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Das UGB lässt beispielsweise die Nichtaktivierung von Material- und Ferti-
gungsgemeinkosten zu. Somit dürfen unternehmensrechtlich die Gemein-
kosten sofort als Aufwand in der GuV erfasst werden. Daraus resultiert ein 
verminderter Überschuss, der in der GuV erfasst wird und in weiterer Folge 
den Unternehmenswert nach dem Ertragswertverfahren vermindert. Die An-
schaffungs- und Herstellungskosten sind die Basis für die Bemessung der 
Abschreibung. Beide Systeme fordern, jene Methode zu wählen, die der rea-
litätsnahen Abbildung des wirtschaftlichen Nutzenverlaufes entspricht. Den 
Vorschriften des österreichischen EStG entsprechend ist aber die Anwendung 
der linearen Abschreibungsmethode verbindlich. Hier kann sich der Unter-
nehmenswert allein durch die Wahl der Abschreibungsmethode verändern, 
wenn eine Mehr-Weniger-Rechnung seitens des Unternehmers vermieden 
werden soll.  
Den Leasingverträgen wird in IAS/IFRS ein eigener Standard gewidmet, der 
vor allem die Einteilung der Verträge in Operating-Leasing und Finance-
Leasing regelt. Im UGB finden sich keine expliziten Regelungen zu Leasing-
verträgen. Es wird jedoch auf die Einkommenssteuerrichtlinien des Finanz-
ministeriums abgestellt. Diese sollen die Zurechnung des Leasinggutes zum 
Leasinggeber (Operating-Leasing) oder zum Leasingnehmer (Finance-
Leasing) regeln. Je nach Zuordnung zu einem der beiden Vertragsparteien 
ergeben sich verschiedenartige Konsequenzen für die Beteiligten. Wird das 
Leasinggut dem Leasinggeber zugeordnet, aktiviert dieser das Leasinggut in 
der Bilanz. Der Leasingnehmer wiederum erfasst die Leasingrate in der GuV.  
Die von der Finanzbehörde publizierten Vorschriften führen idR zu einem 
Operating-Leasing. Bei Anwendung von IAS 17 ist der wirtschaftliche Eigen-
tümer der Maßstab für die Zuordnung. Daraus folgt, dass Leasingverträge 
mehrheitlich dem Leasingnehmer zugeordnet werden. Die differierenden Er-
gebnisse der Bewertung nach dem Ertragswertverfahren sind deutlich sicht-
bar. Die Überschüsse werden durch Operating-Leasing vermindert und bei 
Finance-Leasing völlig außer Acht gelassen. Aufgrund der großen Gestal-
tungsspielräume und der schwierigen Anwendung von IAS 17 gilt dieser 
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Standard als noch nicht abgeschlossen. Darum arbeitet das IASB an einem 
Projekt, um die Bilanzierung von Leasingverträgen neu zu regeln.168
Die Bilanzierung von langfristigen Fertigungsaufträgen nach UGB und den 
IAS/IFRS verfolgt unterschiedliche Ziele. Dabei stehen die Completed-
Contract-Methode nach UGB und die Percentage-of-Completion nach 
IAS/IFRS im Fokus. Das Realisationsprinzip verhindert eine vorzeitige Ge-
winnrealisierung nach UGB. Die Gewinne von mehrperiodischen Fertigungs-
aufträgen dürfen erst im Wirtschaftsjahr der Abnahme realisiert werden. In-
nerhalb der internationalen Rechnungslegung dürfen bei Vorherrschen einer 
verlässlichen Schätzung des Auftragsergebnisses sowie bei akkurater Mes-
sung des Fertigstellungsgrades anteilige Gewinne schon in den Wirtschafts-
jahren vor der Abnahme realisiert werden. Hier ergibt sich ein Bilanzierungs-
spielraum aus dem Gewinnaufschlag, der Bestandteil des Auftragsergebnis-
ses ist.
 
169
Unter Firmenwert werden jene Werte verstanden, die nur bedingt bilanzier-
bar sind. Darunter fallen beispielsweise die Güte der Unternehmensorganisa-
tion, die Qualität der Lieferantenbeziehungen oder etwaige Fabrikationsver-
fahren. Dabei muss aber zwischen dem selbst erstellten und dem käuflich 
erworbenen Firmenwert differenziert werden. Denn ausschließlich der käuf-
lich erworbene Firmenwert darf nach IAS/IFRS und nach UGB angesetzt 
werden. Dabei schreiben die Systeme unterschiedliche Anwendungen vor. 
Nach den Vorschriften des UGB sind derivative Firmenwerte auf ihre Nut-
zungsdauer verteilt abzuschreiben. Die Basis hierfür bildet der um die Ver-
mögensgegenstände und um die Verbindlichkeiten verminderte Kaufpreis. 
Die Nutzungsdauer wird idR fünf Jahre nicht überschreiten. Die planmäßige 
Abschreibung eine derivativen Firmenwertes ist nach IFRS 3 nicht vorgese-
hen. Danach muss der Firmenwert auf zahlungsmittel-generierende Einhei-
 Die Bilanzierung der langfristigen Fertigungsaufträge kann mitun-
ter entscheidend auf die Unternehmensbewertung einwirken. Man stelle sich 
nur einen drei Jahre dauernden Auftrag vor. Nach UGB würde der Gewinn 
erst in Jahr 3 realisiert werden und würde damit, im Vergleich zur PoC-
Methode, zu einer höheren Kapitalisierung führen.  
                                       
168 Vgl. (Weißenberger, 2007, S. 429) 
169 Vgl. (Schneider & Hauer, 2008, S. 241) 
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ten aufgeteilt werden. Die nach internationaler Rechnungslegung anzuwen-
dende Methoden sieht einen jährlich durchzuführenden Werthaltigkeitstest 
vor. Bei Wertminderung ist der derivative Firmenwert nach IFRS 3 sofort 
abzuschreiben. Eine Zuschreibung, bei Wegfallen der Begründung, ist nach 
UGB und in den IAS/IFRS nicht vorgesehen. Im Rahmen der Unternehmens-
bewertung besteht auch bei den Vorschriften nach nationaler und nach in-
ternationaler Rechnungslegung die Gefahr einer Missinterpretation der ge-
wonnenen Ergebnisse. Denn werden derivative Firmenwerte nach UGB sofort 
in der GuV erfasst beziehungsweise bei Anwendung von IAS/IFRS verpflich-
tend in der Bilanz erfasst, so verändert sich das Ergebnis der Unterneh-
mensbewertung nach dem Ertragswertverfahren. 
4.2. AUSBLICK 
Diese Bachelorarbeit richtete ihr Augenmerk auf das Ertragswertverfahren 
und dessen unterschiedliche Ergebnisse, je nachdem ob das UGB oder die  
IAS/IFRS angewendet werden. Dabei wurde insbesonders auf die Unter-
schiede bei der Bilanzierung von Sachanlagen, Leasingverhältnissen, lang-
fristigen Fertigungsaufträgen und Firmenwerten eingegangen. Diese vier 
Positionen bilden jedoch nur einen Ausschnitt der abweichenden Regelungen 
bei der Bewertung nach UGB und IAS/IFRS. Eine weiterführende For-
schungsarbeit könnte Unterschiede bei der Bilanzierung von Fremdwährun-
gen, Wertpapieren, Pensionsverpflichtungen oder latenten Steuern untersu-
chen. Diese Aufzählung erhebt nicht den Anspruch auf Vollständigkeit, soll 
aber verdeutlichen, in welcher Weise sich nationale und internationale Rech-
nungslegung über die hier dargestellten Aspekte hinaus unterscheiden.   
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